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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Information über das Inkrafttreten bestimmter Änderungen der Anhänge II, V, VII und VIII des 
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Neuseeland über veterinärhygienische 

Maßnahmen im Handel mit lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen

(2015/C 204/01)

Die erforderlichen internen Verfahren für das Inkrafttreten der Vereinbarung über die Änderung der Anhänge II, V, VII 
und VIII des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Neuseeland über veterinärhygienische Maßnah­
men im Handel mit lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen (1) vom 17. Dezember 1996 wurden abgeschlossen. 
Die Europäische Union und Neuseeland haben dies einander per Schreiben der Europäischen Union an Neuseeland vom 
23. März 2015 bzw. per Schreiben Neuseelands an die Europäische Union vom 31. März 2015 mitgeteilt. Gemäß 
Artikel 18 Absatz 3 des Abkommens ist diese Änderungsvereinbarung am 1. April 2015 in Kraft getreten.

(1) Beschluss 97/132/EG des Rates vom 17. Dezember 1996 über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und Neuseeland über veterinärhygienische Maßnahmen im Handel mit lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen (ABl. L 57 
vom 26.2.1997, S. 4).
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7635 — Lindsay Goldberg/VDM Metals Group)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 204/02)

Am 11. Juni 2015 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfüg­
bar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32015M7635 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7586 — Flextronics/Certain Assets Belonging to Alcatel-Lucent Italia)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 204/03)

Am 16. Juni 2015 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfüg­
bar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32015M7586 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
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EUROPÄISCHE ZENTRALBANK

DER ETHIK-RAHMEN DER EZB

(Dieser Text ersetzt den im Amtsblatt C 40 vom 9. Februar 2011, Seite 13, veröffentlichten Text)

(2015/C 204/04)

I. DIE BESCHÄFTIGUNGSBEDINGUNGEN FÜR DAS PERSONAL DER EZB IN BEZUG AUF DEN 
ETHIK-RAHMEN

Artikel 3

Das Verhalten der Mitarbeiter darf weder ihre Unabhängigkeit und Unparteilichkeit beeinträchtigen noch das Ansehen 
der EZB beschädigen. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, die Bestimmungen des Ethik-Rahmens der EZB einzuhalten und 
insbesondere

a) die gemeinsamen Werte der EZB zu beachten und sich in ihrem Berufs- und Privatleben auf eine Weise zu verhalten, 
die dem Status der EZB als europäisches Organ angemessen ist,

b) ihre Pflichten gewissenhaft, ehrlich und ohne Rücksicht auf eigene oder nationale Interessen auszuüben,

c) Situationen zu vermeiden, die zur Entstehung von Interessenkonflikten führen oder diesen Eindruck erwecken könn­
ten, einschließlich im Rahmen späterer beruflicher Tätigkeiten,

d) die höchsten Standards an Berufsethik einzuhalten und in Loyalität gegenüber der Union und der EZB zu handeln,

e) die Regeln der EZB zu privaten Finanzgeschäften zu beachten,

f) die Verhaltensregeln der EZB zum Schutz der Würde am Arbeitsplatz einzuhalten.

Die Mitarbeiter sind auch während einer Beurlaubung von der EZB an diese Verpflichtungen gebunden.

Artikel 4

Im Einklang mit Artikel 37 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
legen die Mitarbeiter auch nach Beendigung ihres Beschäftigungsverhältnisses keine Informationen offen, die sie in der 
Erfüllung ihrer Pflichten erhalten haben, es sei denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht worden.

Artikel 4a

Die Mitarbeiter legen ohne die vorherige Genehmigung des Direktoriums, gleich aus welchen Gründen, keine Informati­
onen, von denen sie im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit Kenntnis erlangt haben, im Rahmen eines Verwaltungs- oder 
Gerichtsverfahrens offen. Die EZB genehmigt die Offenlegung, wenn a) sie im Einklang mit ihren Interessen steht und 
b) eine Nichterteilung der Genehmigung zur Offenlegung strafrechtliche Konsequenzen für den betreffenden Mitarbeiter 
haben würde. Eine Genehmigung der Offenlegung ist nicht erforderlich, wenn ein Mitarbeiter in einem Verfahren zwi­
schen der EZB und einem gegenwärtigen oder früheren Mitarbeiter als Zeuge vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Union geladen ist.

Artikel 4b

Gemäß den in den Dienstvorschriften festgelegten Bedingungen gehen bestimmte Mitarbeiter, die nach dem Ende ihres 
Beschäftigungsverhältnisses mit der EZB eine neue berufliche Tätigkeit aufzunehmen beabsichtigen, für eine bestimmte 
Zeit kein neues Arbeitsverhältnis ein, das zu einem Konflikt mit den Interessen der EZB führen könnte („Cooling-
off-“Zeit).

Artikel 36a

Gemäß den in den Dienstvorschriften festgelegten Bedingungen haben Mitarbeiter, denen es nach Beendigung ihres 
Beschäftigungsverhältnisses mit der EZB infolge einer Cooling-off-Zeit untersagt ist, eine bestimmte berufliche Tätigkeit 
aufzunehmen und die keine geeignete Alternativtätigkeit finden können und infolgedessen arbeitslos sind, Anspruch auf 
folgende Leistungen, solange das Verbot zur Aufnahme der neuen Tätigkeit besteht und sie arbeitslos sind:
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a) eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von

— 80 % des letzten Grundgehalts für das erste Jahr,

— 60 % des letzten Grundgehalts für das darauf folgende Jahr,

b) Haushalts- und Kinderzulage(n),

c) Deckung im Rahmen der EZB-Kranken- und Unfallversicherung.

Die vorgenannten Leistungen ersetzen die Arbeitslosenleistungen […] und ergänzen alle anderweitig gewährten Leistun­
gen ähnlicher Art aus anderen Quellen einschließlich Leistungen aufgrund von Arbeitslosigkeit. Die Mitarbeiter müssen 
solche Leistungen geltend machen und angeben. Diese Leistungen werden von den seitens der EZB zu zahlenden Leis­
tungen abgezogen.

Die vorgenannten Leistungen gelten nicht für pensionierte EZB-Mitarbeiter.

II. DIE BESCHÄFTIGUNGSBEDINGUNGEN FÜR DAS PERSONAL MIT KURZFRISTIGEN VERTRÄGEN DER 
EZB IN BEZUG AUF DEN ETHIK-RAHMEN

Artikel 2

Das Verhalten der Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen darf weder ihre Unabhängigkeit und Unparteilichkeit beein­
trächtigen noch das Ansehen der EZB beschädigen. Die Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen sind verpflichtet, die 
Bestimmungen des Ethik-Rahmens der EZB gemäß den EZB-Dienstvorschriften einzuhalten und insbesondere

a) die gemeinsamen Werte der EZB zu beachten und sich in ihrem Berufs- und Privatleben auf eine Weise zu verhalten, 
die dem Status der EZB als europäisches Organ angemessen ist,

b) ihre Pflichten gewissenhaft, ehrlich und ohne Rücksicht auf eigene oder nationale Interessen auszuüben,

c) Situationen zu vermeiden, die zur Entstehung von Interessenkonflikten führen oder diesen Eindruck erwecken könn­
ten, einschließlich im Rahmen späterer beruflicher Tätigkeiten,

d) die höchsten Standards an Berufsethik einzuhalten und in Loyalität gegenüber der Union und der EZB zu handeln,

e) die Regeln der EZB zu privaten Finanzgeschäften zu beachten,

f) die Verhaltensregeln der EZB zum Schutz der Würde am Arbeitsplatz einzuhalten.

Die Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen sind auch während einer Beurlaubung von der EZB an diese Verpflichtungen 
gebunden.

Artikel 3

Im Einklang mit Artikel 37 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
legen die Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen auch nach Beendigung ihres Beschäftigungsverhältnisses keine Informa­
tionen offen, die sie in der Erfüllung ihrer Pflichten erhalten haben, es sei denn, diese Informationen sind bereits veröf­
fentlicht worden.

Artikel 4

Die Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen legen ohne die vorherige Genehmigung des Direktoriums, gleich aus welchen 
Gründen, keine Informationen, von denen sie ihm Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit Kenntnis erlangt haben, im Rah­
men eines Verwaltungs- oder Gerichtsverfahrens offen. Die EZB genehmigt die Offenlegung, wenn a) sie im Einklang mit 
ihren Interessen steht und b) eine Nichterteilung der Genehmigung zur Offenlegung strafrechtliche Konsequenzen für 
den betreffenden Mitarbeiter mit kurzfristigem Vertrag haben würde. Eine Genehmigung der Offenlegung ist nicht erfor­
derlich, wenn ein Mitarbeiter mit kurzfristigem Vertrag in einem Verfahren zwischen der EZB und einem gegenwärtigen 
oder früheren Mitarbeiter als Zeuge vor dem Gerichtshof der Europäischen Union geladen ist.

Artikel 4a

Gemäß den in den Dienstvorschriften festgelegten Bedingungen gehen bestimmte Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen, 
die nach dem Ende ihres Beschäftigungsverhältnisses mit der EZB eine neue berufliche Tätigkeit aufzunehmen beabsich­
tigen, für eine bestimmte Zeit kein neues Arbeitsverhältnis ein, das zu einem Konflikt mit den Interessen der EZB führen 
könnte (Cooling-off-Zeit).

Artikel 31a

Gemäß den in den Dienstvorschriften festgelegten Bedingungen haben Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen, denen es 
nach Beendigung ihres Beschäftigungsverhältnisses mit der EZB infolge einer Cooling-off-Zeit untersagt ist, eine 
bestimmte berufliche Tätigkeit aufzunehmen und die keine geeignete Alternativtätigkeit finden können und infolgedes­
sen arbeitslos sind, Anspruch auf folgende Leistungen, solange das Verbot zur Aufnahme der neuen Tätigkeit besteht 
und sie arbeitslos sind:
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a) eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von

— 80 % des letzten Grundgehalts für das erste Jahr,

— 60 % des letzten Grundgehalts für das darauf folgende Jahr,

b) Deckung im Rahmen der EZB-Kranken- und Unfallversicherung.

Die vorgenannten Leistungen ergänzen alle anderweitig gewährten Leistungen ähnlicher Art aus anderen Quellen ein­
schließlich Leistungen aufgrund von Arbeitslosigkeit. Die Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen müssen solche Leistun­
gen geltend machen und angeben. Diese Leistungen werden von den seitens der EZB zu zahlenden Leistungen 
abgezogen.

Die vorgenannten Leistungen gelten nicht für pensionierte EZB-Mitarbeiter mit kurzfristigen Verträgen.

III. ABSCHNITT 0 DER DIENSTVORSCHRIFTEN DER EZB IN BEZUG AUF DEN ETHIK-RAHMEN

0.1. Allgemeine Bestimmungen und Grundsätze

0.1.1. Die dem Personal der EZB gemäß dem Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen 
Union zustehenden Vorrechte und Befreiungen werden ausschließlich im Interesse der EZB gewährt. Diese 
Vorrechte und Befreiungen entbinden die Mitarbeiter in keiner Weise von der Erfüllung ihrer privaten Ver­
pflichtungen oder von der Beachtung der geltenden Rechtsvorschriften und polizeilichen Anordnungen. In 
allen Fällen, in denen diese Vorrechte und Befreiungen bestritten werden, teilen die betroffenen Mitarbeiter 
dies dem Direktorium unverzüglich mit.

0.1.2. Mitarbeiter von einer anderen Organisation oder Institution, die zur EZB abgeordnet oder beurlaubt sind, 
um im Rahmen eines EZB-Arbeitsvertrags eine Tätigkeit für die EZB auszuüben, werden in das Personal der 
EZB eingegliedert und haben die gleichen Rechte und Pflichten wie die anderen Mitarbeiter; sie üben ihre 
Dienstpflichten ausschließlich zugunsten der EZB aus.

0.2. Unabhängigkeit

0.2.1. Interessenkonflikte

0.2.1.1. Die Mitarbeiter vermeiden bei der Ausübung ihrer Dienstpflichten Interessenkonflikte.

0.2.1.2. Unter einem „Interessenkonflikt“ ist eine Situation zu verstehen, in der Mitarbeiter persönliche Inte­
ressen haben, die die unparteiische und objektive Ausübung ihrer Dienstpflichten beeinflussen 
oder diesen Eindruck erwecken könnten. Unter „persönlichen Interessen“ sind alle (möglichen) Vor­
teile finanzieller oder sonstiger Art für die Mitarbeiter, ihre Familienangehörigen, sonstige Ver­
wandte oder ihren Freundes- und engen Bekanntenkreis zu verstehen.

0.2.1.3. Mitarbeiter, die in Ausübung ihrer Dienstpflichten einen Interessenkonflikt bemerken, sind ver­
pflichtet, ihren direkten Vorgesetzten unverzüglich darüber zu unterrichten. Der direkte Vorgesetzte 
kann alle angemessenen Maßnahmen ergreifen, um einen solchen Interessenkonflikt zu verhindern, 
nachdem er den Rat der Stabsstelle für Compliance und Governance eingeholt hat. Kann der Kon­
flikt nicht durch andere angemessene Maßnahmen gelöst oder gemildert werden, kann der direkte 
Vorgesetzte den betreffenden Mitarbeiter von der Verantwortung für die betreffende Angelegenheit 
entbinden. Steht der Interessenkonflikt im Zusammenhang mit einem Beschaffungsverfahren, 
unterrichtet der direkte Vorgesetzte — je nachdem, was zutrifft — die Zentrale Vergabestelle oder 
den Beschaffungsausschuss, die/der dann über die zu ergreifenden Maßnahmen entscheidet.

0.2.1.4. Vor der Einstellung von Bewerbern bewertet die EZB gemäß den Vorschriften für die Auswahl und 
Einstellung von Bewerbern, ob möglicherweise ein Interessenkonflikt aufgrund früherer beruflicher 
Tätigkeiten oder enger persönlicher Beziehungen zu Mitarbeitern, Mitgliedern des Direktoriums 
oder anderer interner Organe der EZB besteht. Wird ein Interessenkonflikt festgestellt, holt der 
Auswahlausschuss oder der für den Vorschlag zur Einstellung verantwortliche Manager den Rat der 
Stabsstelle für Compliance und Governance ein.

0.2.2. Geschenke und Bewirtung

0.2.2.1. Die Mitarbeiter dürfen keinerlei Vorteile für sich selbst oder andere Personen erbitten oder anneh­
men, die in irgendeiner Weise mit ihrem Beschäftigungsverhältnis mit der EZB in Zusammenhang 
stehen.
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0.2.2.2. Der Begriff „Vorteil“ bezeichnet Geschenke, Bewirtungen oder sonstige Vergünstigungen finanzieller 
oder nicht finanzieller Art, die die finanzielle, rechtliche oder persönliche Situation des Empfängers 
oder anderer Personen objektiv verbessern und auf die der Empfänger keinen gesetzlichen 
Anspruch hat. Bewirtungen in geringfügigem Umfang während arbeitsrelevanter Zusammenkünfte 
werden nicht als Vorteil betrachtet. Ein „Vorteil“ gilt dann als im Zusammenhang mit dem Beschäf­
tigungsverhältnis eines Empfängers mit der EZB stehend, wenn er auf Basis der Stellung des Emp­
fängers bei der EZB und nicht aufgrund einer persönlichen Beziehung gewährt wird.

0.2.2.3. Als Ausnahme von den Bestimmungen unter Artikel 0.2.2.1 und unter der Voraussetzung, dass die 
Gewährung nicht häufig und nicht von derselben Quelle erfolgt, darf Folgendes angenommen 
werden:

a) Bewirtungsleistungen des privaten Sektors im Wert von bis zu 50 EUR aus arbeitsbezogenem 
Anlass. Diese Ausnahme gilt nicht für Bewirtungsleistungen von gegenwärtigen oder möglichen 
Lieferanten oder Kreditinstituten im Zusammenhang mit von der EZB durchgeführten Prüfun­
gen oder Audits vor Ort. In diesen Fällen dürfen keine Bewirtungsleistungen angenommen 
werden.

b) Von anderen Zentralbanken, nationalen öffentlichen Einrichtungen oder europäischen und 
internationalen Organisationen offerierte Vorteile, die nicht über das hinausgehen, was als 
üblich und angemessen angesehen wird.

c) Vorteile, die unter besonderen Umständen offeriert werden und deren Zurückweisung einen 
Affront darstellen oder die berufliche Beziehung ernsthaft gefährden würde.

0.2.2.4. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, die Stabsstelle für Compliance und Governance unverzüglich zu 
informieren über

a) jegliche Vorteile, die gemäß Artikel 0.2.2.3 Buchstabe c angenommen wurden,

b) jegliche Vorteile, deren Wert nicht eindeutig als unter den in Artikel 0.2.2.3 festgesetzten 
Schwellenwerten liegend festgestellt werden kann;

c) jegliche von Dritten offerierten Vorteile, deren Annahme verboten ist.

Die Mitarbeiter händigen alle gemäß Artikel 0.2.2.3 Buchstabe c angenommenen Geschenke an die 
EZB aus. Die betreffenden Geschenke gehen in das Eigentum der EZB über.

0.2.2.5. Die Annahme eines Vorteils darf keinesfalls die Objektivität und Handlungsfreiheit eines Mitarbei­
ters beeinträchtigen oder beeinflussen.

0.2.3. Beschaffung

Die Mitarbeiter stellen die ordnungsgemäße Durchführung von Beschaffungsverfahren durch Wahrung der 
Objektivität, Neutralität und Fairness sowie die Gewährleistung der Transparenz ihrer Handlungen sicher. 
Die Mitarbeiter halten insbesondere alle allgemeinen und besonderen Vorschriften im Zusammenhang mit 
der Vermeidung und Meldung von Interessenkonflikten, der Annahme von Vorteilen und Wahrung der 
Geheimhaltung ein.

Die Mitarbeiter kommunizieren mit Lieferanten, die an einem Beschaffungsverfahren teilnehmen, nur über 
offizielle Kanäle und möglichst schriftlich.

0.2.4. Ehrungen, Titel und Ehrenzeichen

Die Mitglieder sind verpflichtet, eine Genehmigung der Stabsstelle für Compliance und Governance einzuho­
len, bevor sie Ehrungen, Titel und Ehrenzeichen in Verbindung mit ihrer Tätigkeit für die EZB annehmen.

0.2.5. Verbot der Annahme von Zahlungen Dritter für die Ausübung von Dienstpflichten

Die Mitarbeiter dürfen für sich selbst keine Zahlungen Dritter in Bezug auf die Ausübung ihrer Dienstpflich­
ten annehmen. Werden Zahlungen von Dritten angeboten, müssen sie an die EZB erfolgen.

Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit den dienstlichen Aufgaben oder Befugnissen von Mitarbeitern der 
EZB stehen, gelten als Teil des Beschäftigungsverhältnisses der betreffenden Mitarbeiter insgesamt. Im Zwei­
felsfall bewertet und entscheidet der zuständige direkte Vorgesetzte, ob eine Tätigkeit als Dienstpflicht zu 
betrachten ist.
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0.2.6. Externe Tätigkeiten

0.2.6.1. Die Mitarbeiter holen eine schriftliche Genehmigung ein, bevor sie einer externen Tätigkeit nachge­
hen, die beruflichen Charakter hat oder unter vernünftigen Gesichtspunkten in sonstiger Weise 
über das hinausgeht, was als Freizeitaktivität anzusehen ist.

Der Generaldirektor für Personal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter erteilen nach 
Konsultation mit der Stabsstelle für Compliance und Governance und dem/den jeweiligen direkten 
Vorgesetzten die Genehmigung, wenn die externe Tätigkeit die Ausübung der Dienstpflichten des 
betreffenden Mitarbeiters gegenüber der EZB in keiner Weise beeinträchtigt und keine wahrscheinli­
che Quelle eines Interessenkonflikts darstellt.

Die Genehmigung wird jeweils für höchstens fünf Jahre erteilt.

0.2.6.2. Als Ausnahme zu Artikel 0.2.6.1 ist keine Genehmigung für externe Tätigkeiten erforderlich, die

i) ehrenamtlich sind, und

ii) im Bereich Kultur, Wissenschaft, Erziehung, Sport, Wohlfahrt, Religion sowie Sozialarbeit und 
anderen freiwilligen Tätigkeiten angesiedelt sind, und

iii) nicht im Zusammenhang mit der EZB oder den Dienstpflichten des Mitarbeiters bei der EZB 
stehen.

0.2.6.3. Unbeschadet der vorstehenden Artikel 0.2.6.1 und 0.2.6.2 können sich die Mitarbeiter politisch 
und gewerkschaftlich betätigen, wobei sie jedoch von ihrer Position bei der EZB nicht Gebrauch 
machen dürfen und ausdrücklich klarstellen müssen, dass ihre persönlichen Ansichten nicht not­
wendigerweise die Ansichten der EZB wiedergeben.

0.2.6.4. Mitarbeiter, die beabsichtigen, für ein öffentliches Amt zu kandidieren, oder die in ein öffentliches 
Amt gewählt oder für ein öffentliches Amt ernannt werden, sind verpflichtet, den Generaldirektor 
für Personal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter zu informieren, der/die nach Kon­
sultation mit der Stabsstelle für Compliance und Governance unter Berücksichtigung des Dienstin­
teresses, der Bedeutung des Amtes, der hieraus entstehenden Pflichten sowie der Vergütung und 
Erstattung von im Rahmen der Erfüllung der Amtspflichten entstehenden Kosten entscheidet, ob 
dem betreffenden Mitarbeiter

a) auferlegt werden sollte, unbezahlten Urlaub aus persönlichen Gründen zu beantragen,

b) auferlegt werden sollte, Jahresurlaub zu beantragen,

c) genehmigt werden kann, seine Dienstpflichten auf Teilzeitbasis auszuüben,

d) erlaubt werden kann, seine Dienstpflichten wie bisher auszuüben.

Wenn ein Mitarbeiter verpflichtet ist, unbezahlten Urlaub aus persönlichen Gründen zu nehmen 
oder ihm genehmigt wird, seine Dienstpflichten auf Teilzeitbasis auszuüben, entspricht der Zeit­
raum dieses Urlaubs oder dieser Teilzeitarbeit der Amtszeit des Mitarbeiters.

0.2.6.5. Die Mitarbeiter gehen externen Tätigkeiten außerhalb der Arbeitszeit nach. Ausnahmsweise können 
der Generaldirektor für Personal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter Abweichun­
gen von dieser Regel genehmigen.

0.2.6.6. Der Generaldirektor für Personal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter können jeder­
zeit und nach Konsultation mit der Stabsstelle für Compliance und Governance und möglichst 
nach Anhörung des jeweiligen Mitarbeiters die Beendigung von externen Tätigkeiten verlangen, die 
die Ausübung der Dienstpflichten des betreffenden Mitarbeiters gegenüber der EZB in irgendeiner 
Weise beeinträchtigen könnten oder eine wahrscheinliche Quelle eines Interessenkonflikts darstel­
len, und zwar auch dann, wenn sie zuvor genehmigt wurden. Die Mitarbeiter erhalten nach einer 
entsprechenden Aufforderung eine angemessene Frist zur Beendigung der externen Tätigkeit, 
sofern nicht im Dienstinteresse eine sofortige Einstellung erforderlich ist.
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0.2.7. Unselbstständige Tätigkeit eines Ehegatten oder anerkannten Lebenspartners

Die Mitarbeiter sind verpflichtet, die Stabsstelle für Compliance und Governance über unselbstständige 
Tätigkeiten ihres Ehegatten oder anerkannten Lebenspartners zu informieren, die zu einem Interessenkon­
flikt führen könnten. Sollte sich herausstellen, dass die Art der beruflichen Tätigkeit zu einem Interessenkon­
flikt mit den Dienstpflichten des Mitarbeiters führt, informiert die Stabsstelle für Compliance und Gover­
nance zunächst den zuständigen direkten Vorgesetzten und berät ihn über angemessene Maßnahmen, die 
zur Milderung des Interessenkonflikts eingeleitet werden sollten, einschließlich, falls erforderlich, der Entbin­
dung des Mitarbeiters von der Verantwortung für die betreffende Angelegenheit.

0.2.8. Beschränkungen bei/nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

V er han d lu n ge n  b e zü g l i ch  k ü n ft i ge r  b er u f l ic her  Tä t i g ke i te n

0.2.8.1. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, bei Verhandlungen bezüglich künftiger beruflicher Tätigkeiten 
Integrität und Diskretion zu wahren. Sie sind ferner verpflichtet, die Stabsstelle für Compliance und 
Governance zu informieren, wenn die Art der Beschäftigung zu einem Interessenkonflikt mit ihren 
Dienstpflichten führen könnte. Sollte sich ein Interessenkonflikt herausstellen, informiert die Stabs­
stelle für Compliance und Governance den zuständigen direkten Vorgesetzten und berät ihn über 
angemessene Maßnahmen, die zur Milderung des Interessenkonflikts getroffen werden sollten, ein­
schließlich, falls erforderlich, der Entbindung des Mitarbeiters von der Verantwortung für die betref­
fende Angelegenheit.

Mit t e i l un g s pf l ic ht en

0.2.8.2. Die Mitarbeiter und frühere Mitarbeiter sind verpflichtet, die Stabsstelle für Compliance und Gover­
nance zu informieren, bevor sie während der folgenden Mitteilungsfristen eine berufliche Tätigkeit 
annehmen:

a) Mitarbeiter der Gehaltsspanne I oder höher, die an Aufsichtstätigkeiten beteiligt sind: zwei Jahre 
ab dem Datum, an dem ihre Mitwirkung an den Aufsichtstätigkeiten geendet hat,

b) Mitarbeiter der Gehaltsspannen F/G bis H, die an Aufsichtstätigkeiten beteiligt sind: sechs 
Monate ab dem Datum, an dem ihre Mitwirkung an den Aufsichtstätigkeiten geendet hat,

c) andere Mitarbeiter der Gehaltsspanne I oder höher: ein Jahr, nachdem sie rechtswirksam von 
ihren Dienstpflichten entbunden wurden.

Cool i ng - of f - Ze i t en

0.2.8.3. Die folgenden Mitarbeiter unterliegen Cooling-off-Zeiten:

a) Mitarbeiter, die während ihrer Tätigkeit für die EZB mindestens sechs Monate an Aufsichtstätig­
keiten beteiligt waren, müssen folgende Fristen einhalten, bevor sie eine neue Tätigkeit aufneh­
men dürfen:

1. Für Tätigkeiten bei einem Kreditinstitut, an dessen Beaufsichtigung sie unmittelbar beteiligt 
waren, nach Ablauf von

i) einem Jahr, wenn sie in der Gehaltsspanne I oder höher eingestuft sind (wobei dieser Zeit­
raum bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände gemäß Artikel 0.2.8.7 auf bis zu zwei 
Jahre verlängert werden kann),

ii) sechs Monaten, wenn sie in der Gehaltsspanne F/G bis H eingestuft sind,

ab dem Datum, an dem ihre unmittelbare Beteiligung an der Aufsicht über das betreffende 
Kreditinstitut beendet war.

2. Für einen direkten Wettbewerber eines solchen Kreditinstituts nach Ablauf von

i) sechs Monaten, wenn sie in der Gehaltsspanne I oder höher eingestuft sind,

ii) drei Monaten, wenn sie in der Gehaltsspanne F/G bis H eingestuft sind,

ab dem Datum, an dem ihre unmittelbare Beteiligung an der Aufsicht über das betreffende 
Kreditinstitut beendet war.
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b) Mitarbeiter in der Gehaltsspanne I oder höher, die mindestens sechs Monate in der Generaldirek­
tion Volkswirtschaft, Generaldirektion Forschung, Generaldirektion Makroprudenzielle Politik 
und Finanzstabilität, Generaldirektion Finanzmarktoperationen, Direktion Risikomanagement, 
Generaldirektion Internationale und Europäische Beziehungen, Vertretung der EZB in Washing­
ton, D.C., Generaldirektion Sekretariat (mit Ausnahme von DIV/IMS), im Beraterstab des Direk­
toriums, in der Generaldirektion Rechtsdienste, in den Generaldirektionen Mikroprudenzielle 
Aufsicht I bis IV oder im Sekretariat des Aufsichtsgremiums tätig waren, dürfen erst nach Ablauf 
von drei Monaten ab dem Datum, an dem ihre Tätigkeit in diesen Geschäftsbereichen beendet 
war, eine Tätigkeit für eine in der Union niedergelassene finanzielle Kapitalgesellschaft 
aufnehmen.

c) Mitarbeiter in der Gehaltsspanne K oder höher, die mindestens sechs Monate in anderen 
Geschäftsbereichen der EZB tätig waren, dürfen erst nach Ablauf von drei Monaten ab dem 
Datum, an dem ihre Tätigkeit in diesen Geschäftsbereichen beendet war, eine Tätigkeit für eine 
in der Union niedergelassenen finanziellen Kapitalgesellschaft aufnehmen.

d) Mitarbeiter in der Gehaltsspanne I oder höher, die während ihrer Tätigkeit für die EZB mindes­
tens sechs Monate mit einer Aufsichtstätigkeit für Zahlungsverkehrssysteme befasst waren, dür­
fen erst nach Ablauf von sechs Monaten ab dem Datum, an dem ihre unmittelbare Beteiligung 
an der Aufsicht über das betreffende Unternehmen beendet war, eine Tätigkeit für dieses Unter­
nehmen aufnehmen.

e) Mitarbeiter in der Gehaltsspanne I oder höher, die während ihrer Tätigkeit für die EZB unmittel­
bar an der Auswahl eines Lieferanten oder am Management eines Vertrags mit einem Lieferanten 
beteiligt waren, dürfen erst nach Ablauf folgender Fristen eine Tätigkeit für den betreffenden 
Lieferanten aufnehmen:

1. sechs Monate, wenn der Wert des Vertrags/der Verträge mit diesem Lieferanten insgesamt 
mehr als 200 000 EUR, aber weniger als 1 Mio. EUR beträgt,

2. ein Jahr, wenn der Wert des Vertrags/der Verträge mit diesem Lieferanten insgesamt mehr als 
1 Mio. EUR beträgt,

ab dem Tag, an dem ihre Beteiligung beendet war.

f) Mitarbeiter in der Gehaltsspanne I oder höher dürfen sich nach Beendigung ihres Beschäfti­
gungsverhältnisses mit der EZB erst nach Ablauf von sechs Monaten ab dem Datum, an dem 
ihre Zuständigkeit für die betreffenden Angelegenheiten beendet war, mit Lobbyarbeit und der 
Interessenvertretung in Angelegenheiten gegenüber der EZB befassen, für die sie während ihrer 
Tätigkeit für die EZB verantwortlich waren.

g) Mitarbeiter in der Gehaltsspanne I oder höher, die während ihrer Tätigkeit für die EZB unmittel­
bar an einem Rechtsstreit oder an einer stark konfliktbelasteten Beziehung mit einer anderen 
Institution beteiligt waren, dürfen erst nach Ablauf von sechs Monaten ab dem Datum, an dem 
ihre unmittelbare Beteiligung beendet war, eine Tätigkeit für die betreffende Institution oder 
Dritte, die für diese Institution handeln, aufnehmen.

0.2.8.4. Fällt die angestrebte berufliche Tätigkeit unter zwei Cooling-off-Zeiten, so gilt die jeweils längere 
der beiden.

0.2.8.5. Für Mitarbeiter, die weniger als vier Jahre für die EZB tätig sind, betragen die Fristen in Bezug auf 
Mitteilungspflichten und Cooling-off-Zeiten gemäß den Artikeln 0.2.8.2 und 0.2.8.3 höchstens die 
Hälfte ihrer Beschäftigungszeit bei der EZB.

0.2.8.6. Auf Ersuchen eines Mitarbeiters kann das Direktorium von den Cooling-off-Zeiten gemäß 
Artikel 0.2.8.3 ausnahmsweise absehen bzw. diese verkürzen, wenn besondere Umstände vorliegen, 
die Interessenkonflikte aus der nachfolgenden beruflichen Tätigkeit ausschließen. Der Mitarbeiter 
reicht dazu einen begründeten Antrag einschließlich Begleitunterlagen bei der Stabsstelle für Com­
pliance und Governance zur Entscheidung durch das Direktorium innerhalb einer angemessenen 
Frist ein.
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0.2.8.7. Findet die Cooling-off-Zeit gemäß Artikel 0.2.8.3 Buchstabe a Absatz 1 Ziffer i) Anwendung, kann 
das Direktorium bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände und auf Vorschlag der Stabsstelle für 
Compliance und Governance beschließen, diese Cooling-off-Zeit auf höchstens zwei Jahre zu ver­
längern, wenn Interessenkonflikte bestehen.

0.3. Berufliche Standards

0.3.1. Berufsgeheimnis

Die Mitarbeiter sind verpflichtet, die Vorschriften der EZB in Bezug auf die Verwaltung und Geheimhaltung 
von Dokumenten einzuhalten und insbesondere, erforderlichenfalls eine Genehmigung für die Offenlegung 
von Informationen innerhalb und außerhalb der EZB einzuholen.

0.3.2. Beziehungen zu externen Dritten

0.3.2.1. Die Mitarbeiter sind sich der Unabhängigkeit und des Ansehens der EZB sowie der Verpflichtung 
zur Geheimhaltung bewusst. Bei der Erfüllung ihrer Dienstpflichten dürfen die Mitarbeiter Weisun­
gen von Regierungen, Behörden, Organisationen oder Personen außerhalb der EZB weder einholen 
noch entgegennehmen. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, ihren direkten Vorgesetzten über jegliche 
Versuche Dritter zur Beeinflussung der EZB bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu informieren.

Die Mitarbeiter sind, wenn sie sich zu Fragen äußern, zu denen die EZB noch keine Position bezo­
gen hat, verpflichtet, ausdrücklich klarzustellen, dass ihre persönlichen Ansichten nicht notwendi­
gerweise die Ansichten der EZB wiedergeben.

0.3.2.2. Die Mitarbeiter wahren im Rahmen ihrer Kontakte mit anderen europäischen Organen, Einrichtun­
gen und Agenturen und internationalen Organisationen stets ein hohes Maß an Zugänglichkeit und 
sind bereit, flexibel und rasch zu reagieren.

Die Mitarbeiter führen ihre Beziehungen zu ihren Kollegen von den NZBen des Europäischen Sys­
tems der Zentralbanken (ESZB) und den nationalen zuständigen Behörden, die am Einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism — SSM) teilnehmen, im Geiste enger 
Zusammenarbeit, wobei sie sich ihrer Pflichten gegenüber der EZB und der unparteiischen Rolle 
der EZB innerhalb des ESZB stets bewusst sind.

0.3.2.3. Die Mitarbeiter lassen in ihren Beziehungen zu Interessengruppen und den Medien Vorsicht walten. 
Die Mitarbeiter leiten alle Anfragen nach Informationen seitens der allgemeinen Öffentlichkeit oder 
von Medien gemäß den im Business Practice Handbook enthaltenen Bestimmungen an die General­
direktion Kommunikation (DG/C) weiter. Die Mitarbeiter leiten alle Anfragen auf Zugang zu EZB-
Dokumenten seitens der allgemeinen Öffentlichkeit oder von Medien gemäß den im Business Prac­
tice Handbook enthaltenen Bestimmungen an die Generaldirektion Sekretariat weiter.

0.3.2.4. Mitarbeiter, die beabsichtigen, bei externen Konferenzen oder Seminaren als Gastredner aufzutre­
ten, oder Beiträge zu externen Publikationen in Erwägung ziehen, müssen gemäß dem Business 
Practice Handbook die vorherige Genehmigung beantragen und die entsprechenden Bestimmungen 
einhalten.

0.3.2.5. Die Artikel 0.3.2.3 und 0.3.2.4 gelten nicht für Personalvertreter in Bezug auf Angelegenheiten, die 
in den Rahmen ihres Mandats fallen. Die Personalvertreter können DG/C über Medienkontakte, 
Redebeiträge oder externe Publikationen zeitgerecht informieren. Ihre Loyalitäts- und Geheimhal­
tungspflicht bleibt in jedem Fall in vollem Umfang bestehen.

0.3.3. Interne Beziehungen

0.3.3.1. Die Mitarbeiter befolgen die Anweisungen ihrer Vorgesetzten und die geltenden Berichtswege. Sind 
die Mitarbeiter der Auffassung, dass eine ihnen erteilte Weisung regelwidrig ist, informieren sie 
ihren direkten Vorgesetzten über ihre Bedenken oder, falls der direkte Vorgesetzte ihrer Meinung 
nach ihre Bedenken nicht hinreichend gewürdigt hat, den für sie zuständigen Generaldirektor, 
Direktor oder deren jeweiligen Stellvertreter. Wird die Anweisung vom Generaldirektor, Direktor 
oder deren jeweiligen Stellvertreter schriftlich bestätigt, führen die Mitarbeiter die betreffende 
Anweisung aus, sofern sie nicht offensichtlich rechtswidrig ist.

0.3.3.2. Die Mitarbeiter weisen keine anderen Mitarbeiter an, private Aufgaben für sie oder andere zu 
erfüllen.

0.3.3.3. Die Mitarbeiter verhalten sich loyal gegenüber ihren Kollegen. Insbesondere enthalten die Mitarbei­
ter anderen Mitarbeitern weder Informationen vor, die sich auf die Ausübung ihrer Tätigkeiten aus­
wirken können, insbesondere zur Erlangung eines persönlichen Vorteils, noch erteilen sie ihnen 
falsche, ungenaue oder übertriebene Informationen. Darüber hinaus verweigern oder behindern sie 
nicht die Zusammenarbeit mit ihren Kollegen.
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0.3.4. Beachtung des Grundsatzes der Trennung zwischen aufsichtlichen und geldpolitischen Aufgaben

Die Mitarbeiter beachten den Grundsatz der Trennung zwischen aufsichtlichen und geldpolitischen Aufgaben 
gemäß den für die Umsetzung dieses Grundsatzes festgelegten Regeln.

0.4. Private Finanzgeschäfte

0.4.1. Allgemeine Grundsätze

0.4.1.1. Die Mitarbeiter lassen bei privaten Finanzgeschäften für eigene oder fremde Rechnung äußerste 
Vorsicht und Sorgfalt walten, um das Ansehen und die Glaubwürdigkeit der EZB sowie das öffent­
liche Vertrauen in die Integrität und Unparteilichkeit ihrer Mitarbeiter zu schützen. Ihre privaten 
Finanzgeschäfte sollten nichtspekulativ und maßvoll sein und in einem angemessenen Verhältnis zu 
ihrem Einkommen und Vermögen stehen, sodass ihre finanzielle Unabhängigkeit nicht gefährdet 
ist.

0.4.1.2. Die Stabsstelle für Compliance und Governance kann verbindliche Leitlinien für die Auslegung und 
Anwendung dieses Artikels erlassen. Vorbehaltlich der Genehmigung durch das Direktorium kann 
die Stabsstelle für Compliance und Governance insbesondere weitere private Finanzgeschäfte spezi­
fizieren, die gemäß den Artikeln 0.4.2.2 und 0.4.2.3 verboten sind oder der vorherigen Genehmi­
gung bedürfen, wenn diese Geschäfte mit der Geschäftstätigkeit der EZB in Konflikt stehen oder so 
angesehen werden könnten. Die Stabsstelle für Compliance und Governance veröffentlicht diese 
Leitlinien mittels geeigneter Medien.

0.4.1.3. Die Mitarbeiter dürfen unveröffentlichte oder für die Öffentlichkeit nicht zugängliche Informatio­
nen (nachfolgend „Insiderinformationen“) in Bezug auf die Tätigkeiten der EZB, nationaler Zentral­
banken, nationaler Aufsichtsbehörden oder des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) 
nicht verwenden oder den Versuch hierzu unternehmen, um ihre eigenen privaten Interessen oder 
die privaten Interessen eines Dritten zu verfolgen.

Den Mitarbeitern ist es insbesondere untersagt, Insiderinformationen zu ihrem Vorteil in Bezug auf 
private Finanzgeschäfte oder dazu zu nutzen, Finanzgeschäfte zu empfehlen oder von diesen 
abzuraten.

0.4.1.4. Im Fall von Zweifeln bezüglich der Auslegung dieses Artikels holen die Mitarbeiter den Rat der 
Stabsstelle für Compliance und Governance ein, bevor sie private Finanzgeschäfte tätigen.

0.4.2. Kategorien von privaten Finanzgeschäften

Unbeschadet der allgemeinen Bestimmungen der Artikel 0.4.1 und 0.4.3 müssen die Mitarbeiter die für die 
folgenden Kategorien geltenden Regeln einhalten:

a) Nicht genehmigungs- oder meldepflichtige private Finanzgeschäfte,

b) verbotene private Finanzgeschäfte,

c) der vorherigen Genehmigung unterliegende private Finanzgeschäfte,

d) der Ex-post-Meldepflicht unterliegende private Finanzgeschäfte.

0.4.2.1. Ni cht  ge n ehm ig u n g s-  od er  m e ld epf l i cht i ge  pr iv at e  F i n an zg e sc häf t e

Unbeschadet der allgemeinen Bestimmungen der Artikel 0.4.1 und 0.4.3 können die Mitarbeiter die 
folgenden privaten Finanzgeschäfte tätigen, ohne dass sie Genehmigungs- oder Meldepflichten 
unterliegen:

a) Der Kauf oder Verkauf von Anteilen an Investmentfonds, bei denen der Mitarbeiter keinen Ein­
fluss auf die Anlagepolitik nehmen kann, mit Ausnahme von Fonds, deren Hauptzweck die 
Anlage in Vermögenswerten ist, die unter die Artikel 0.4.2.2 Buchstabe b und 0.4.2.3 Buchsta­
ben b und c fallen, sowie Fondsübertragungen und Devisengeschäfte, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem betreffenden Kauf oder Verkauf stehen,

b) der Kauf oder die Einlösung von Versicherungspolicen oder Annuitäten,
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c) der Kauf oder Verkauf von Devisen zum gelegentlichen Erwerb von nichtfinanziellen Anlagen 
oder Vermögenswerten, für Privatreisen oder zur Deckung gegenwärtiger oder zukünftiger per­
sönlicher Ausgaben in einer anderen Währung als derjenigen, in der die Gehaltszahlung des 
Mitarbeiters erfolgt,

d) Aufwendungen einschließlich des Kaufs oder Verkaufs von nichtfinanziellen Anlagen oder Ver­
mögenswerten einschließlich Immobilien,

e) Hypothekarkreditverträge,

f) die Übertragung von Kapitalmitteln von einem auf eine beliebige Währung lautenden Kontokor­
rent- oder Sparkonto eines Mitarbeiters auf ein anderes, in seinem Eigentum oder im Eigentum 
Dritter stehendes Kontokorrent- oder Sparkonto,

g) sonstige private Finanzgeschäfte, die weder verboten sind noch der vorherigen Genehmigung 
bedürfen und deren Wert höchstens 10 000 EUR in einem Kalendermonat beträgt. Die Mitarbei­
ter dürfen private Finanzgeschäfte nicht splitten, um diesen Schwellenwert zu umgehen.

0.4.2.2. Ve rb ot e n e  pr i vat e  F i n an zg e sc häf te

Die Mitarbeiter dürfen keines der folgenden privaten Finanzgeschäfte durchführen:

a) Geschäfte im Zusammenhang mit bzw. mit entweder privaten Rechtssubjekten oder Privatperso­
nen, mit denen der Mitarbeiter in einer laufenden Geschäftsbeziehung im Auftrag der EZB steht,

b) Geschäfte betreffend i) individuelle marktfähige Anleihen und Aktien, die von finanziellen Kapi­
talgesellschaften (außer Zentralbanken) ausgegeben werden, welche ihren Sitz oder eine Zweig­
stelle in der Union haben, ii) derivative Instrumente in Bezug auf solche Anleihen und Aktien, 
iii) kombinierte Instrumente, wenn eine der Komponenten unter die vorstehenden Teilsätze 
i) oder ii) fällt, und iv) Anteile an Investmentfonds, deren Hauptzweck es ist, in solche Anleihen, 
Aktien oder Instrumente zu investieren.

0.4.2.3. De r  vor her i ge n  G en ehm i gu n g  u n te r l i eg e nd e  pr i va te  F in an z ge s chäf t e

Die Mitarbeiter sind verpflichtet, die Genehmigung der Stabsstelle für Compliance und Governance 
einzuholen, bevor sie die folgenden Geschäfte durchführen:

a) Kurzfristige Geschäfte mit Vermögenswerten, d. h. der Verkauf oder Kauf von Vermögenswerten 
mit derselben Internationalen Wertpapier-Kennnummer (ISIN), die im Vormonat gekauft oder 
verkauft wurden. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn der spätere Verkauf die Ausfüh­
rung einer Stop-Loss-Order darstellt, die ein Mitarbeiter seinem Makler erteilt hat.

b) Geschäfte von über 10 000 EUR innerhalb eines Kalendermonats betreffend i) von einem Mit­
gliedstaat des Euro-Währungsgebiets ausgegebene Staatspapiere, ii) derivative Instrumente in 
Bezug auf solche Staatspapiere, iii) kombinierte Instrumente, wenn eine der Komponenten unter 
die vorstehenden Teilsätze i) oder ii) fällt, und iv) Anteile an Investmentfonds, deren Hauptzweck 
es ist, in solche Wertpapiere oder Instrumente zu investieren.

c) Geschäfte von über 10 000 EUR innerhalb eines Kalendermonats betreffend i) Gold und deriva­
tive Instrumente in Bezug auf Gold (einschließlich an Gold gekoppelte Wertpapiere), ii) Aktien, 
Anleihen oder entsprechende derivative Instrumente, die von Unternehmen ausgegeben werden, 
deren Hauptgeschäftstätigkeit im Abbau oder in der Produktion von Gold besteht, iii) kombi­
nierte Instrumente, wenn eine der Komponenten unter die vorstehenden Teilsätze i) oder ii) fällt, 
und iv) Anteile an Investmentfonds, deren Hauptzweck es ist, in solche Wertpapiere oder Instru­
mente zu investieren.

d) Andere Devisengeschäfte als die in Artikel 0.4.2.1 Buchstabe c genannten, die 10 000 EUR in 
einem Kalendermonat übersteigen.
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0.4.2.4. D er  E x -pos t -M el de pf l ic ht  u nt e r l i eg en d e  pr i vat e  F i n an zg e s chäf t e

Die Mitarbeiter sind verpflichtet, jegliche privaten Finanzgeschäfte von mehr als 10 000 EUR in 
einem Kalendermonat, die nicht unter eine der vorstehenden drei Kategorien fallen, innerhalb von 
30 Kalendertagen nach ihrer Durchführung an die Stabsstelle für Compliance und Governance zu 
melden. Die Stabsstelle für Compliance und Governance legt die berichtspflichtigen Angaben sowie 
das Berichtsformat und -verfahren fest.

Die Meldepflicht gilt insbesondere für

a) andere als hypothekarisch besicherte Kredite (einschließlich des Wechsels von einem Festzins-
Vertrag zu einem Vertrag mit variabler Verzinsung oder umgekehrt oder der Verlängerung eines 
bestehenden Kredits). Die Mitarbeiter sind verpflichtet anzugeben, ob der Kredit zum Erwerb 
von Finanzinstrumenten dient.

b) Zins- und indexbasierte Derivative,

c) Käufe oder Verkäufe der Aktien von anderen als den in Artikel 0.4.2.2 Buchstabe b bezeichneten 
Kapitalgesellschaften und von solchen Kapitalgesellschaften ausgegebenen Anleihen.

0.4.2.5. Be s te hen d e  Ve rm ög en s w er t e  aus  ver b ot en e n  Ge s chäf t en

Die Mitarbeiter dürfen Vermögenswerte aus Geschäften im Sinne von Artikel 0.4.2.2 behalten,

a) die sie zu dem Zeitpunkt in ihrem Besitz haben, an dem sie den in Artikel 0.4 festgelegten 
Beschränkungen unterliegen,

b) die sie zu einem späteren Zeitpunkt ohne ihr Zutun erwerben, insbesondere durch Erbschaft, 
Schenkung, Änderung ihres Familienstands oder infolge einer Änderung der Kapitalstruktur 
oder Eigentumsverhältnisse der Organisation, deren Vermögenswerte oder Rechte der Mitarbeiter 
hält,

c) die sie zu einem Zeitpunkt erworben haben, an dem das Geschäft nicht verboten war.

Die Mitarbeiter können die mit diesen Vermögenswerten verbundenen Rechte nach vorheriger 
Genehmigung durch die Stabsstelle für Compliance und Governance veräußern oder ausüben.

Die Mitarbeiter holen den Rat der Stabsstelle für Compliance und Governance ein, wenn der Besitz 
dieser Vermögenswerte zu einem Interessenkonflikt führen könnte. In einem solchen Fall kann die 
Stabsstelle für Compliance und Governance vom Mitarbeiter verlangen, die betreffenden Vermö­
genswerte innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu veräußern, wenn eine solche Veräußerung 
zur Vermeidung eines Interessenkonflikts erforderlich ist.

0.4.2.6. An t r ag  au f  Ge n ehm ig u n g

Alle Anträge auf Genehmigung gemäß Artikel 0.4.2.3 oder 0.4.2.5 sind mindestens fünf Arbeits­
tage vor dem vorgesehenen Orderdatum in dem von der Stabsstelle für Compliance und Gover­
nance festgelegten Format bei der Stabsstelle einzureichen. Die Stabsstelle für Compliance und 
Governance entscheidet innerhalb von fünf Arbeitstagen über den Antrag, wobei insbesondere und 
sofern relevant Folgendes zu berücksichtigen ist: a) die Dienstpflichten des Mitarbeiters und sein 
Zugang zu relevanten Insiderinformationen, b) der spekulative/nichtspekulative Charakter des 
Geschäfts, c) falls angegeben, die Höhe der mit dem Geschäft einhergehenden Beträge, d) das Repu­
tationsrisiko für die EZB, e) der Zeitpunkt, insbesondere die Nähe zu einer Sitzung der Entschei­
dungsgremien der EZB. Die Stabsstelle für Compliance und Governance kann eine Genehmigung 
von bestimmten Bedingungen abhängig machen. Reagiert die Stabsstelle für Compliance und 
Governance auf einen Antrag auf Genehmigung nicht innerhalb von fünf Arbeitstagen, gilt das 
Geschäft als genehmigt.

0.4.2.7. Di s kr e t i on är e  Ve rm ög en s ve r wal t u ng  du rc h  D ri t t e

Finanzgeschäfte sind in dem Umfang von den in den Artikeln 0.4.2.2 bis 0.4.2.6 enthaltenen 
Beschränkungen ausgenommen, in dem sie von Dritten vorgenommen werden, denen der Mitarbei­
ter im Rahmen eines schriftlichen Vermögensverwaltungsvertrags die Verwaltung seiner privaten 
Finanzgeschäfte auf selbstständiger (diskretionärer) Basis anvertraut hat. Diese Ausnahme unterliegt 
der Genehmigung durch die Stabsstelle für Compliance und Governance. Die Genehmigung wird 
erteilt, wenn nachgewiesen wird, dass die Bestimmungen und Bedingungen gewährleisten, dass der 
Mitarbeiter Entscheidungen, die im Rahmen der Verwaltung von den besagten Dritten zu treffen 
sind, weder direkt noch indirekt beeinflussen kann. Der Mitarbeiter informiert die Stabsstelle für 
Compliance und Governance über jegliche Änderungen der Bestimmungen und Bedingungen des 
Vermögensverwaltungsvertrags.
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0.4.3. Überwachung der Compliance

0.4.3.1. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, der Stabsstelle für Compliance und Governance eine aktuelle 
Auflistung

a) ihrer Bankkonten einschließlich Gemeinschaftskonten, Depotkonten, Kreditkartenkonten und 
Konten bei Wertpapiermaklern sowie

b) sämtlicher Vollmachten vorzulegen, die ihnen von Dritten in Bezug auf deren Bankkonten ein­
schließlich Depotkonten erteilt wurden. Die Mitarbeiter dürfen Vollmachten für Bankkonten 
Dritter nur innehaben und nutzen, wenn es ihnen gestattet ist, die entsprechenden Aufzeich­
nungen gemäß Artikel 0.4.3.2 der EZB zur Verfügung zu stellen.

Die Mitarbeiter sind verpflichtet, diese Liste auf dem neuesten Stand zu halten.

0.4.3.2. Im Hinblick auf ihre Meldepflichten gemäß Artikel 0.4.3 sind die Mitarbeiter verpflichtet, die Auf­
zeichnungen für das laufende und das vorherige Kalenderjahr in Bezug auf sämtliche der folgenden 
Unterlagen und Informationen aufzubewahren:

a) Kontoauszüge für sämtliche in Artikel 0.4.3.1 aufgeführten Konten,

b) jedes von Mitarbeitern oder Dritten auf das Risiko und die Rechnung von Mitarbeitern oder auf 
das Risiko und die Rechnung von Dritten durchgeführten An- oder Verkaufs von finanziellen 
Vermögenswerten oder Rechten,

c) die Aufnahme oder Änderung von hypothekarisch besicherten oder sonstigen Krediten auf eige­
nes Risiko und auf eigene Rechnung oder auf das Risiko und die Rechnung Dritter,

d) ihre Geschäfte in Bezug auf Pensionspläne einschließlich des Pensionssystems und des Pensions­
plans der EZB,

e) sämtliche Vollmachten, die ihnen von Dritten in Bezug auf deren Bankkonten einschließlich 
Depotkonten erteilt wurden,

f) die Bestimmungen und Bedingungen jedes schriftlichen Vermögensverwaltungsvertrags im 
Sinne von Artikel 0.4.2.7 sowie Änderungen solcher Verträge.

0.4.3.3. Vorbehaltlich der Genehmigung durch das Direktorium kann die Stabsstelle für Compliance und 
Governance einen externen Dienstleister mit der Durchführung

a) von regelmäßigen Compliance-Prüfungen bei einem bestimmten Prozentsatz der Mitarbeiter 
gemäß Festlegung durch die Stabsstelle für Compliance und Governance und

b) von Ad-hoc-Compliance-Prüfungen, die sich entweder auf eine bestimmte Gruppe von Mitarbei­
tern oder auf bestimmte Arten von Geschäften konzentrieren, beauftragen.

Zwecks Durchführung dieser Compliance-Prüfungen kann die Stabsstelle für Compliance und 
Governance die betroffenen Mitarbeiter auffordern, für einen festzulegenden Zeitraum die in 
Artikel 0.4.3.2 aufgeführten Aufzeichnungen in einem versiegelten Umschlag zur Weiterleitung an 
den externen Dienstleister einzureichen. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, die betreffenden Auf­
zeichnungen innerhalb der von der Stabsstelle für Compliance und Governance festgesetzten Frist 
zur Verfügung zu stellen.

0.4.3.4. Unbeschadet der Bestimmungen in Artikel 0.4.3.5 behandelt der externe Dienstleister alle erhalte­
nen Informationen und Unterlagen mit äußerster Diskretion und nutzt sie ausschließlich zur 
Durchführung der Compliance-Prüfungen.
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0.4.3.5. Findet der externe Dienstleister Belege, die den Verdacht der Verletzung von Dienstpflichten durch 
einen Mitarbeiter oder eine Vertragsverletzung durch externe Dritte aufkommen lassen, die für die 
EZB tätig sind und aufgrund ihres Vertrags den in Artikel 0.4 enthaltenen Beschränkungen unter­
liegen, ist er verpflichtet, die potenzielle Verletzung zusammen mit den entsprechenden Unterlagen 
an die Stabsstelle für Compliance und Governance zu melden. Die Stabsstelle für Compliance und 
Governance nimmt eine Bewertung der potenziellen Verletzung vor und leitet sie, falls der Ver­
dacht substantiiert ist, erforderlichenfalls zur weiteren Untersuchung oder zur Ergreifung diszipli­
narischer Maßnahmen an das zuständige Organ oder den/die zuständige(n) Geschäftsbereich(e) wei­
ter. Der Bericht des externen Dienstleisters einschließlich der gemäß den vorstehenden Regeln vor­
gelegten Begleitunterlagen kann Teil eines anschließenden internen und/oder externen Verfahrens 
sein.

0.4.3.6. Die Pflichten der Mitarbeiter gemäß Artikel 0.4.3 gelten bis zum Ende des auf das Jahr der Beendi­
gung ihres Beschäftigungsverhältnisses folgenden Kalenderjahrs weiter. Das in Artikel 0.4.1.3 ent­
haltene Verbot der Nutzung von Insiderinformationen gilt für solange, wie die betreffende Informa­
tion nicht veröffentlicht ist.

0.5. Würde am Arbeitsplatz

0.5.1. Die Mitarbeiter achten die Würde ihrer Kollegen und enthalten sich jeglichen unangemessenen Verhaltens, 
durch das andere herabgesetzt werden könnten. Sie sind verpflichtet, sich sensibel und respektvoll gegenüber 
anderen zu zeigen.

0.5.2. Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Ethik-Rahmens gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

1. „Würde am Arbeitsplatz“ (Dignity at work): Die Abwesenheit von unangemessenem Verhalten. Unter 
unangemessenem Verhalten ist jede Form von direkter oder indirekter Diskriminierung, physischer 
Gewalt, psychologischer Belästigung (auch als „Schikane“ oder „Mobbing“ bezeichnet) und sexueller Beläs­
tigung zu verstehen.

2. „Direkte Diskriminierung“ liegt vor, wenn eine Person aufgrund ihrer Nationalität, ihres Geschlechts, ihrer 
Rasse oder ethnischen Herkunft, ihrer Religion oder Weltanschauung, etwaiger Behinderungen, ihres 
Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung in vergleichbaren Situationen schlechter behandelt wird als 
andere.

3. „Indirekte Diskriminierung“ liegt vor, wenn scheinbar neutrale Bestimmungen, Kriterien oder Praktiken 
einer Person aufgrund ihrer Nationalität, ihres Geschlechts, ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft, ihrer 
Religion oder Weltanschauung, etwaiger Behinderungen, ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung im 
Vergleich zu anderen Personen zum besonderen Nachteil gereichen, sofern die Bestimmung, das Krite­
rium oder die Praxis nicht objektiv gerechtfertigt ist.

4. „Physische Gewalt“: Die absichtliche Anwendung körperlicher Gewalt oder die Androhung von körperli­
cher Gewalt gegen andere, die zu einem physischen, sexuellen oder psychologischen Trauma führt.

5. „Psychologische Belästigung“: Jegliches unangemessene Verhalten, das über einen längeren Zeitraum, wie­
derholt oder systematisch praktiziert wird und physisches Verhalten, mündliche oder schriftliche Äuße­
rungen, Gesten oder andere absichtliche Verhaltensweisen umfasst, die die Persönlichkeit, die Würde oder 
die körperliche oder seelische Unversehrtheit von Personen beeinträchtigen können.

6. „Sexuelle Belästigung“: Ein von der Person, auf die es gerichtet ist, unerwünschtes, sexuell bestimmtes 
Verhalten, das bezweckt oder bewirkt, dass die betreffende Person beleidigt oder ein von Einschüchterun­
gen, Anfeindungen, Beleidigungen oder Störungen geprägtes Umfeld geschaffen wird.

Ob ein Verhalten unangemessen ist, ist objektiv aus der Sicht eines vernünftigen Dritten zu bewerten.

0.5.3. Verfahren

0.5.3.1. Mitarbeitern, die der Auffassung sind, dass sie Ziel unangemessenen Verhaltens sind oder waren, 
steht sowohl ein informelles als auch ein formelles Verfahren offen. Mitarbeitern, die eines dieser 
Verfahren anstoßen, dürfen hieraus keine negativen Konsequenzen entstehen, es sei denn, im Rah­
men des Verfahrens stellt sich heraus, dass ihre Beschwerde(n) bewusst falsch oder böswillig 
war(en).

0.5.3.2. Informelles Verfahren

Im Rahmen des informellen Verfahrens kann der betroffene Mitarbeiter
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a) den mutmaßlichen Schädiger direkt ansprechen,

b) eine Person seines Vertrauens einschließlich eines Personalvertreters hinzuziehen,

c) seinen direkten Vorgesetzten in Bezug auf Sofortmaßnahmen seitens des Managements hinzu­
ziehen oder

d) den Social Counsellor hinzuziehen.

0.5.3.3. Formelles Verfahren

Ist der Mitarbeiter der Auffassung, dass das informelle Verfahren nicht angemessen ist, oder war 
das informelle Verfahren erfolglos, kann der betreffende Mitarbeiter den Generaldirektor für Perso­
nal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter bitten, entsprechende (Interims-)Maßnah­
men zu ergreifen. Der Generaldirektor oder dessen Stellvertreter behandeln Anfragen dieser Art 
zügig, als ernste Angelegenheit und vertraulich. Erforderlichenfalls können der Generaldirektor 
oder dessen Stellvertreter die Angelegenheit an das zuständige Organ zur Entscheidung weiterleiten, 
ob eine interne administrative Untersuchung eingeleitet werden soll.

0.5.3.4. Vorgesetzte, die Kenntnis von einem unangemessenen Verhalten erlangen, dem nicht in geeigneter 
Weise durch Sofortmaßnahmen des Managements abgeholfen werden kann, sind verpflichtet, die 
Angelegenheit unverzüglich an den Generaldirektor für Personal, Budget und Organisation oder 
dessen Stellvertreter zu melden, der gemäß Artikel 0.5.3. über das weitere Vorgehen entscheidet.

0.5.3.5. Andere Mitarbeiter, die Kenntnis von einem unangemessenen Verhalten erlangen, können die 
Angelegenheit an ihren direkten Vorgesetzten oder, falls erforderlich, an den Generaldirektor für 
Personal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter(n) direkt melden. Die Regeln zum 
Schutz von Mitarbeitern, die Verstöße gegen Dienstpflichten melden, gelten entsprechend.

0.6. Verwendung von Ressourcen der EZB

Die Mitarbeiter achten und schützen das Eigentum der EZB. Die gesamte Ausstattung und Einrichtungen aller Art 
werden von der EZB nur zum offiziellen Gebrauch zur Verfügung gestellt, sofern nicht der private Gebrauch entwe­
der gemäß diesbezüglicher interner Regelungen im Business Practice Handbook oder aufgrund einer Sondergeneh­
migung des Generaldirektors für Personal, Budget und Organisation oder von dessen Stellvertreter gestattet ist. Die 
Mitarbeiter ergreifen alle sachgerechten und angemessenen Maßnahmen, um die Kosten zu begrenzen, sodass die 
verfügbaren Ressourcen möglichst effizient genutzt werden können.

0.7. Umsetzung

0.7.1. Unbeschadet des Artikels 0.4.2 kann die Stabsstelle für Compliance und Governance zusammen mit dem 
Generaldirektor für Personal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter Leitlinien zur Auslegung 
und Anwendung dieses Ethik-Rahmens erlassen.

0.7.2. Die Mitarbeiter können die Stabsstelle für Compliance und Governance oder den Generaldirektor für Perso­
nal, Budget und Organisation oder dessen Stellvertreter in Fällen, in den die Entscheidungsfindung unter 
ihre Zuständigkeit fällt, um Orientierungshilfen in allen Fragen hinsichtlich der Einhaltung des Ethik-Rah­
mens ersuchen. Ein den Ratschlag der Stabsstelle für Compliance und Governance oder des Generaldirektors 
für Personal, Budget und Organisation vollständig befolgendes Verhalten der Mitarbeiter wird als dem Ethik-
Rahmen entsprechend angesehen und führt nicht zu Disziplinarverfahren. Ein solcher Ratschlag entbindet 
die Mitarbeiter jedoch nicht von ihren externen Verpflichtungen gemäß nationalen Rechtsvorschriften.
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

19. Juni 2015

(2015/C 204/05)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,1299

JPY Japanischer Yen 139,19

DKK Dänische Krone 7,4611

GBP Pfund Sterling 0,71340

SEK Schwedische Krone 9,2177

CHF Schweizer Franken 1,0449

ISK Isländische Krone

NOK Norwegische Krone 8,8255

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 27,211

HUF Ungarischer Forint 312,85

PLN Polnischer Zloty 4,1729

RON Rumänischer Leu 4,4875

TRY Türkische Lira 3,0645

AUD Australischer Dollar 1,4591

Währung Kurs

CAD Kanadischer Dollar 1,3865
HKD Hongkong-Dollar 8,7585
NZD Neuseeländischer Dollar 1,6393
SGD Singapur-Dollar 1,5110
KRW Südkoreanischer Won 1 249,77
ZAR Südafrikanischer Rand 13,8608
CNY Chinesischer Renminbi Yuan 7,0160
HRK Kroatische Kuna 7,5765
IDR Indonesische Rupiah 15 050,27
MYR Malaysischer Ringgit 4,2298
PHP Philippinischer Peso 50,887
RUB Russischer Rubel 61,4023
THB Thailändischer Baht 38,066
BRL Brasilianischer Real 3,4665
MXN Mexikanischer Peso 17,3146
INR Indische Rupie 71,8193

(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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EUROPÄISCHER AUSSCHUSS FÜR SYSTEMRISIKEN

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN AUSSCHUSSES FÜR SYSTEMRISIKEN

vom 1. Juni 2015

zur Bestellung der Datenschutzbeauftragten des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken

(ESRB/2015/1)

(2015/C 204/06)

DER VERWALTUNGSRAT DES EUROPÄISCHEN AUSSCHUSSES FÜR SYSTEMRISIKEN —

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 
über die Finanzaufsicht der Europäischen Union auf Makroebene und zur Errichtung eines Europäischen Ausschusses für 
Systemrisiken (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen 
der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (2), insbesondere auf Artikel 24,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1096/2010 des Rates vom 17. November 2010 zur Betrauung der Europäischen 
Zentralbank mit besonderen Aufgaben bezüglich der Arbeitsweise des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (3), 
insbesondere auf Artikel 6,

gestützt auf den Beschluss ESRB/2012/1 des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken vom 13. Juli 2012 zur Durch­
führung von Bestimmungen über den Datenschutz beim Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (4), insbesondere auf 
Artikel 3 —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Frau Barbara Eggl wird als Datenschutzbeauftragte (DSB) des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) mit 
Wirkung vom 1. Juni 2015 bis zum 31. Mai 2017 bestellt. Frau Eggl wird in ihrer Eigenschaft als Mitarbeiterin und DSB 
der Europäischen Zentralbank als die DSB des ESRB bestellt.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 1. Juni 2015.

Der Vorsitzende des ESRB

Mario DRAGHI

(1) ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 1.
(2) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.
(3) ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 162.
(4) ABl. C 286 vom 22.9.2012, S. 16.
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V

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7650 — Katara Hospitality/Starwood Hotel & Resorts Worldwide/Westin Excelsior Hotel)

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 204/07)

1. Am 11. Juni 2015 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Katara Hospitality 
(„Katara“, Katar), das letztlich von der Qatar Investment Authority („QIA“, Katar) kontrolliert wird, und das Unterneh­
men Starwood Hotel & Resorts Worldwide Inc („Starwood“, USA) übernehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buch­
stabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Vermögenswerten und durch Geschäftsführungsvertrag die 
gemeinsame Kontrolle über das Hotel The Westin Excelsior, Rom (Italien) und die damit verbundene Geschäftstätigkeit 
und Verwaltung.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Katara besitzt, verwaltet und plant Hotels weltweit.

— QIA ist der staatliche Investmentfonds des Staates Katar.

— Starwood besitzt, konzessioniert und verwaltet Hotels weltweit.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusions­
kontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. Dieser Fall kommt 
für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für 
bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Sie können 
bei der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7650 — Katara Hospitality/Starwood Hotel & Resorts World­
wide/Westin Excelsior Hotel per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per 
Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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SONSTIGE RECHTSHANDLUNGEN

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Veröffentlichung eines Eintragungsantrags gemäß Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für 

Agrarerzeugnisse und Lebensmittel

(2015/C 204/08)

Diese Veröffentlichung eröffnet die Möglichkeit, gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (1) Einspruch gegen den Antrag zu erheben.

ANTRAG AUF EINTRAGUNG EINER GARANTIERT TRADITIONELLEN SPEZIALITÄT

„JĀŅU SIERS“

EU-Nr.: LV-TSG-0007-01264 — 09.10.2014

LETTLAND

1. Einzutragender Name

„Jāņu siers“

2. Art des Erzeugnisses

Klasse 1.3 Käse

3. Gründe für die Eintragung

3.1. Es handelt sich um ein Erzeugnis, das

—  eine Herstellungsart, Verarbeitungsart oder Zusammensetzung aufweist, die der traditionellen Praxis für 
jenes Erzeugnis oder Lebensmittel entspricht.

—  aus traditionell verwendeten Rohstoffen oder Zutaten hergestellt ist.

Das spezielle Produktionsverfahren, die Rezeptur, das Aussehen, die Farbe und der Geschmack des „Jāņu siers“ 
verleihen ihm seinen traditionellen Charakter, der seit Jahrzehnten oder gar Jahrhunderten unverändert geblieben 
ist.

„Jāņu siers“ ist ein nichtgereifter Sauermilchkäse. Er wird folgendermaßen zubereitet: Die Milch wird ausschließlich 
mithilfe von Milchsäurebakterien oder Quark geronnen. Die Zutaten von „Jāņu siers“ sind Milch und Quark, die 
erhitzt werden, um die Molke zu entfernen, Butter oder Rahm, Eier, Salz und Kümmel. Die resultierende Masse 
wird erwärmt und intensiv gerührt, bis eine homogene Konsistenz erzielt wird.

3.2. Es handelt sich um einen Namen, der

—  traditionell für das spezifische Erzeugnis verwendet wird.

—  die traditionellen oder besonderen Merkmale des Erzeugnisses zum Ausdruck bringt.

Das Johannisfest (Mittsommernacht, Sommersonnenwendfeier) ist der traditionsreichste Festtag in Lettland. Mit die­
sem Fest ist eine Reihe von Traditionen verbunden, wie das Flechten von Johanniskronen (Laub- und Blumenkrän­
zen), das Schmücken der Wohnungen mit Johannisgräsern, gemeinsames Singen, das Johannisfeuer und die Zube­
reitung bestimmter Speisen. Bereits im 12. Jahrhundert staunten an der Ostseeküste anlandende deutsche Kreuz­
fahrer über das Ausmaß der in der Mittsommernacht um das lodernde Johannisfeuer stattfindenden Festlichkeiten. 
Integraler Bestandteil der Feier in der Mittsommernacht sind Bier und „Jāņu siers“. Der zur Sommersonnenwende 
(„Jāņi“) aufgetischte Käse ist beim lettischen Volk seit jeher unter dem Namen „Jāņu siers“ (Johanniskäse) bekannt, 
was der reiche Schatz mündlich überlieferter lettischer Folklore bezeugt — beispielsweise die zwischen 1894 und 
1915 von Krišjānis Barons in seinem Werk „Latvju dainas“ gesammelten, systematisierten und beschriebenen 
Volkslieder und Gedichte.

(1) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1.
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4. Beschreibung

4.1. Beschreibung des Erzeugnisses, das den unter Ziffer 1 angegebenen Namen führt, unter anderem mit den wichtigsten 
physikalischen, chemischen, mikrobiologischen oder organoleptischen Eigenschaften, die die besonderen Merkmale des 
Erzeugnisses zum Ausdruck bringen (Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung)

„Jāņu siers“ ist ein Sauermilchkäse mit einem Hauptgeschmack und -aroma nach reiner Milchsäure und einem 
zusätzlichen ausgeprägten Kümmelgeschmack und -aroma.

„Jāņu siers“ ist ein runder Käselaib mit 8 bis 30 cm Durchmesser und 4 bis 6 cm Höhe. Die Farbe des Käseteigs 
reicht von hellgelb bis gelb.

Der Käse ist mäßig salzig. Seine Konsistenz ist geschmeidig, dicht, nur schwach körnig und durchgängig homogen. 
Aussehen im Anschnitt: keine Löcher, die Masse weist gelegentlich Hohlräume und dichtere Bereiche verschiedener 
Formen auf, gleichmäßig verteilte Kümmelsamen.

Chemische Eigenschaften:

— Fettgehalt in der Trockenmasse von nicht mehr als 30 %,

— Wassergehalt von höchstens 58 %,

— Kochsalzgehalt zwischen 1,2-1,8 %.

4.2. Beschreibung der von den Erzeugern anzuwendenden Methode zur Herstellung des Erzeugnisses, das den unter Ziffer 1 
angegebenen Namen führt, einschließlich gegebenenfalls der Art und der Merkmale der verwendeten Rohstoffe oder Zutaten 
und der Zubereitungsmethode des Erzeugnisses (Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung)

Zur Herstellung von 10 kg „Jāņu siers“ sind folgende Zutaten erforderlich:

— 28-50 l Magermilch,

— 10-13 kg Magerquark,

— 1,0-1,2 kg Butter (82 % Fett) oder 2,5 l Rahm (35 % Fett),

— 0,6-1,0 kg Eiermasse (ohne Schale),

— 40-50 g Kümmelsamen,

— 100-120 g Kochsalz.

— Fakultativ: Lebensmittelfarbstoff (β-Carotin).

Herstellungsverfahren:

— Die Milch wird in einem Topf erhitzt (auf 85-90 °C), aber nicht zum Kochen gebracht.

— In die heiße Milch wird feinkrümeliger Quark eingebracht und unter Rühren auf eine Temperatur von 65-85 °C 
erhitzt. Es wird weiter gerührt, bis die Milch vollständig gerinnt und sich die Molke absondert.

— Während des Erhitzens verändert sich die Struktur des Quarks, und die Käsemasse wird leicht zähflüssig.

— Die Molke wird abgegossen.

— Die Käsemasse wird wieder in den Topf gegeben. Es werden die verrührten Eier, Butter oder Rahm, Kümmel 
und Salz hinzugefügt und unter Rühren erhitzt, bis eine Temperatur von 65-70 °C erreicht ist und sich die 
Käsemasse von den Seitenwänden des Topfes löst (etwa 15-30 Minuten) und eine homogene, leicht zähflüssige 
Konsistenz aufweist.
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— Die Käsemasse wird in Formen gefüllt und mindestens 1-2 Stunden gekühlt. Die Käse werden aus den Formen 
genommen, zum Trocknen stehen gelassen und verpackt.

Obwohl die Nachfrage nach „Jāņu siers“ zur Sommersonnenwende am größten ist, wird er das ganze Jahr über 
produziert.

4.3. Beschreibung der wichtigsten Faktoren, die den traditionellen Charakter des Erzeugnisses ausmachen (Artikel 7 Absatz 2 der 
Verordnung)

Die Einzigartigkeit von „Jāņu siers“ ist unter anderem in den traditionellen Herstellungsverfahren und Zutaten 
begründet sowie in der Form und Farbe des Käses, die über mehrere Jahrhunderte unverändert geblieben sind.

Tr ad i t ion e l l e  Zu t at en

Die Zubereitung von „Jāņu siers“ aus Milch und Quark unter Zugabe von Butter oder Rahm, Eiern, Kochsalz und 
Kümmel wird in zahlreichen literarischen Quellen erwähnt, in denen historisch überlieferte Rezepte und Zuberei­
tungsmethoden für „Jāņu siers“ und andere Speisen zusammengefasst sind, darunter: „Latviešu svētki“ (Latviešu 
Folkloras Krātuves materiāli, 1940), „Latviešu pavāru grāmata. Muižas pavāriem par mācību visādus ēdienus gardi 
sataisīt un savārīt“ (Jelgava, 1796), Amols, M. „Piens, sviests un siers un viņu apstrāde“ (Jelgava, 1899), Kļaviņa, A. 
„Viesību galds“ (Rīga, Liesma, 1971), Gustava, V., Jansone, I. „Pavārgrāmata“ (Rīga, Liesma, 1977), Masiļūne, N., 
Pasopa, A. „Latviešu ēdieni“ (Rīga, Avots, 1986), Ozola. L. „Siera ražošanas tehnoloģija“ (Rīga, Neo, 1997), Dumpe, 
L. „Latviešu tradicionālā piensaimniecība. Piena produkti un piena ēdieni“ (Rīga, 1998), Ozola, L., Ciproviča I. 
„Piena pārstrādes tehnoloģijas“ (Jelgava, LLU, 2002), „Praktiskā Jāņu grāmata“ (SIA, Tautas mākslas centrs, 2004), 
„Jāņu siers“ (Siera klubs, 2004).

In seinem Mitte des 19. Jahrhunderts veröffentlichten landwirtschaftlichen Ratgeber erwähnte Kārlis Lepevičs, dass 
die geschmacklichen Merkmale und die Konsistenz des Käses vom korrekt gewählten Verhältnis der Zutaten abhän­
gen, und in dem Kochbuch von Henriete Dauderte, das etwa zur gleichen Zeit erschien, sowie in anderen Lehrbü­
chern des 20. Jahrhunderts wird erklärt, dass abhängig vom Säuregehalt des Quarks mehr süße Milch als Quark 
verwendet werden muss, wenn der Käse milder sein soll.

For m  u n d  Far b e

Die runde Form des „Jāņu siers“ ist wichtig und hat Symbolcharakter. Zur Sommersonnenwende werden häufig 
runde Lebensmittel genossen; sie sind als symbolische Darstellung der Sonne zu verstehen. Form und Farbe von 
„Jāņu siers“ sind ebenfalls in Verbindung mit dieser Sonnensymbolik zu sehen. Der zum Mittsommernachtsmahl 
gereichte „Jāņu siers“ verkörpert die Leben spendende Energie der Sonne und eine gute und reichhaltige Milchpro­
duktion. Der runde „Jāņu siers“ symbolisiert die Sonne und die Welt, und indem jeder ein Stück des runden Käses 
genießt, erhält er gleichermaßen einen Teil ihrer Kraft.

Das von Krišjānis Barons verfasste Werk „Latvju dainas“ (1894-1915) enthält in zahlreichen Liedern Hinweise auf 
den ausgeprägt rituellen Charakter der Herstellung von „Jāņu siers“. So soll, damit der Knoten genau in der Mitte 
des runden Käselaibs zu liegen kommt, das Tuch so gefaltet werden, dass an der Käseoberfläche eine gleichmäßige 
Prägung entsteht. Auf diese Weise erhält der Käse seinen Mittelpunkt („Jāņu siera viducītis“), und die von diesem 
Punkt abgehenden Falten bilden die Sonnenstrahlen nach. Dieses Abbinden soll dem Käse die Form eines Rades 
geben und wird in allen in der Literatur festgehaltenen „Jāņu-siers“-Herstellungsanweisungen beschrieben.

H er s te l l u n gs v er fa hr e n

Die weiche, dichte, leicht elastische und vollkommen homogene Konsistenz sowie der milde Geschmack von „Jāņu 
siers“ sind das Ergebnis eines über viele Jahre hinweg entwickelten Know-hows.

Die Zubereitung des Quarks wird in Dokumenten des späten 16. und frühen 17. Jahrhunderts erwähnt, die sich 
im Rigaer Jesuitenkolleg befinden.

Das Rezept für die Zubereitung von „Jāņu siers“ findet sich in zahlreichen Büchern, z. B.: Kļaviņa, A. „Viesību 
galds“ (Rīga, Liesma, 1971), Gustava, V., Jansone, I. „Pavārgrāmata“ (Rīga, Liesma, 1977), Masiļūne, N., Pasopa, A. 
„Latviešu ēdieni“ (Rīga, Avots, 1986).

„Jāņu siers“ gilt als nationales Kulturgut. Er ist ein bekanntes und beliebtes Symbol für die kulturelle Identität Lett­
lands, das andere Länder gerne mit dem Land verbinden. „Jāņu siers“ spielt auch bei anderen großen lettischen 
Ereignissen und jährlichen Festen ein wichtige Rolle.
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Seit Jahrzehnten finden in Lettland jährlich Milchprodukte-Messen und -Wettbewerbe statt. Dort wird alle zwei 
Jahre ein lettischer Käsehersteller zum Hersteller des traditionsreichsten und geschmackvollsten „Jāņu siers“ gekürt. 
Bei dem jährlichen Ereignis „Latvijas novadu Siera diena“ (Tag der Käse der lettischen Regionen) erhielt „Jāņu siers“ 
im Jahr 2003 die höchste Bewertung und den Titel „Latvijas Sieru karalis“ (König der lettischen Käse).
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Veröffentlichung eines Änderungsantrags gemäß Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für 

Agrarerzeugnisse und Lebensmittel

(2015/C 204/09)

Diese Veröffentlichung eröffnet die Möglichkeit, gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates Einspruch gegen den Antrag zu erheben (1).

ANTRAG AUF GENEHMIGUNG EINER NICHT GERINGFÜGIGEN ÄNDERUNG DER PRODUKTSPEZIFIKATION EINER 
GESCHÜTZTEN URSPRUNGSBEZEICHNUNG ODER EINER GESCHÜTZTEN GEOGRAFISCHEN ANGABE

Antrag auf Genehmigung einer Änderung gemäß Artikel 53 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1151/2012

„HUILE D’OLIVE DE NICE“

EU-Nr.: FR-PDO-0105-01278 — 17.11.2014

g.U. ( X ) g.g.A. (   )

1. Antragstellende Vereinigung und berechtigtes Interesse

Syndicat Interprofessionnel de l’Olive de Nice (Gewerbeübergreifender Fachverband „Olive de Nice“)

Box 58 MIN Fleurs 6
06296 Nice Cedex 3
FRANKREICH

Tel. +33 497257644
Fax +33 493176404

E-Mail: aoc.olive@aocolivedenice.com

Das Syndicat interprofessionnel de l’Olive de Nice, dem Erzeugungs- und Verarbeitungsbetriebe der „Olive de Nice“ 
angehören, hat ein berechtigtes Interesse an der Einreichung des Antrags.

2. Mitgliedstaat oder Drittland

Frankreich

3. Rubrik der Produktspezifikation, auf die sich die Änderung bezieht

—  Name des Erzeugnisses

—  Beschreibung des Erzeugnisses

—  Geografisches Gebiet

—  Ursprungsnachweis

—  Erzeugungsverfahren

—  Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet

—  Kennzeichnung

—  Sonstiges: Kontrollen

4. Art der Änderung(en)

—  Gemäß Artikel 53 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 als nicht geringfügig gel­
tende Änderung der Produktspezifikation einer eingetragenen g.U. oder g.g.A.

(1) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1.
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—  Gemäß Artikel 53 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 als nicht geringfügig gel­
tende Änderung der Produktspezifikation einer eingetragenen g.U. oder g.g.A., für die kein Einziges Dokument 
(oder etwas Vergleichbares) veröffentlicht wurde.

5. Änderung(en)

Beschreibung des Erzeugnisses

Die Beschreibung des Erzeugnisses wurde überarbeitet und ergänzt.

Präzisiert wird insbesondere, dass es sich um ein Öl der Geschmacksrichtung „reif-fruchtig“ mit einem ausgepräg­
ten Mandelaroma handelt. Den Ergebnissen von Verkostungen, die seit mehreren Jahren durchgeführt werden, 
sowie von Studien des Fachinstituts Centre Technique de l’Olivier (CTO) des französischen Branchenverbands für 
den Olivenanbau (Association française interprofessionnelle de l’oléiculture — AFIDOL), der die Erkenntnisse aus 
Untersuchungen in einem Zeitraum von mehr als 10 Jahren zusammengefasst hat, ist zu entnehmen, dass sich das 
„Huile d’olive de Nice“ hauptsächlich durch ein Aroma von (frischen oder getrockneten) Mandeln, aber auch durch 
zusätzliche Aromen von rohen Artischocken, Ginsterblüten, Heu, Gebäck und durch Zitrusnoten auszeichnet. 
Diese Aromen ergänzen die Aromen von Trockenfrüchten und reifen Äpfeln, die in der zur Eintragung der 
geschützten Ursprungsbezeichnung eingereichten Spezifikation aufgeführt wurden.

Im Interesse einer besseren Beschreibung des Erzeugnisses wird vorgeschlagen, gemäß der organoleptischen Einstu­
fung des Internationalen Olivenrats (IOC/COI) den maximalen Schärfegrad auf 2 und die maximale Bitternote auf 
1,5 festzulegen. Diese Grenzwerte wurden ebenfalls auf Grundlage von Studien des Centre Technique de l’Olivier 
(CTO) bestimmt.

Der maximale Gehalt an freien Fettsäuren wurde mit dem Ziel einer optimalen Erhaltung der Qualität von 1,5 g/
100g auf 1 g/100 g gesenkt.

Die Peroxidzahl wird auf 16 Milliäquivalente Peroxidsauerstoffs pro kg Olivenöl beim erstmaligen Inverkehrbringen 
begrenzt, um die Qualität für den Verbraucher zu gewährleisten.

Die Angabe „nativ“ für das Öl entfällt, da sich dieses Merkmal ausschließlich auf die analytischen Eigenschaften des 
Öls bezieht und das „Huile d’olive de Nice“ der Kategorie „nativ“ oder „nativ extra“ entsprechen kann.

Geografisches Gebiet

Die in der Spezifikation enthaltenen Fehler bei den Namen der zum geografischen Gebiet der Ursprungsbezeich­
nung gehörenden Gemeinden wurden korrigiert, ohne dass sich durch diese Korrekturen die Abgrenzung des geo­
grafischen Erzeugungsgebiets ändert.

Zudem wurden die Erzeugungsschritte, die innerhalb des geografischen Ursprungsgebiets erfolgen müssen, präzi­
siert: „Alle Tätigkeiten von der Erzeugung der Oliven bis hin zu ihrer Verarbeitung zu Olivenöl müssen in dem 
angegebenen geografischen Gebiet durchgeführt werden.“

Des Weiteren wurden die Modalitäten der Bestimmung der Parzellen mit den neuen innerstaatlichen Verfahren in 
Einklang gebracht.

Ursprungsnachweis

Die Rubrik „Angaben, aus denen hervorgeht, dass das Erzeugnis aus dem abgegrenzten geografischen Gebiet 
stammt“, wurde angesichts der Entwicklung der einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften konsolidiert 
und enthält nun insbesondere Vorschriften für die Angaben und das Führen von Registern zur Rückverfolgbarkeit 
des Erzeugnisses und zur Überwachung der Erzeugungsbedingungen.

Ferner wurde diese Rubrik um mehrere Bestimmungen zu den Registern und Unterlagen ergänzt, die die Rückver­
folgbarkeit und die Kontrolle der Übereinstimmung des Erzeugnisses mit den Anforderungen der Spezifikation 
gewährleisten sollen.

Erzeugungsverfahren

Be st äu b er s or te n

Die Änderung betrifft die Streichung des Höchstanteils an Oliven von Bestäuber- oder alten ortstypischen Sorten, 
der für die Gewinnung von Olivenöl zugelassen ist und ursprünglich bei 5 % lag (der Anteil entspricht dem der 
Zahl der Bäume dieser Sorten in den Olivenhainen). Die Olivenhaine werden traditionsgemäß in einem einzigen 
Durchgang abgeerntet, und die Menge der Oliven, die von Bestäubersorten oder alten ortstypischen Sorten 
stammt, ist gering und fließt in der Regel in die Gesamtmenge der in der Mühle zu Olivenöl mit der geschützten 
Ursprungsbezeichnung verarbeiten Oliven ein. Um diesem geringen Anteil an Oliven von Bestäubersorten Rech­
nung zu tragen, wird der Satz „Das Öl wird ausschließlich aus Oliven der Sorte Cailletier gewonnen“ durch „Das Öl 
wird aus Oliven der Sorte Cailletier gewonnen“ ersetzt.
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Schließlich wird der Begriff „alte ortstypische Sorten“ definiert. Es handelt sich um „Sorten, die vor den Frostein­
brüchen im Jahr 1956 gepflanzt wurden und von denen ein großer Baumbestand im Erzeugungsgebiet vorhanden 
ist“.

Bes t an d sd ic ht e

Mit der Änderung soll der Besonderheit der auf Terrassenfeldern angepflanzten Ölbäume im Vergleich zu Flach­
landpflanzungen Rechnung getragen werden, da diese Haine in steiler Hanglage den größten Teil der Pflanzungen 
mit der Ursprungsbezeichnung ausmachen und sogar eines ihrer besonderen Merkmale sind. Durch diese Art der 
Pflanzung wird die Wurzelbildung der Bäume begünstigt und die Bäume brauchen dank der Hanglage nicht um 
Licht zu konkurrieren. Es wird daher vorgeschlagen, die Terrassenhöhe bei der Berechnung des geforderten Min­
destabstands zwischen den Bäumen zu berücksichtigen und von der Anwendung einer Mindestfläche von 24 m2/
Baum in diesem Falle abzusehen.

Die Bestimmungen zum Mindestabstand zwischen den Bäumen (der auf 4 m festgelegt wurde) werden für ab dem 
27. April 2001 gepflanzte Bäume präzisiert (Datum der Veröffentlichung des ursprünglichen Dekrets über die 
Anerkennung der g.U.).

D u rc hm is chu n g  m it  a nd er e n  Ku l t u re n

Gemäß den örtlichen Gepflogenheiten sind vereinzelte Obstbäume, die keine Auswirkungen auf die Qualität des 
Enderzeugnisses haben, im Olivenhain zulässig, sofern sie nicht mehr als 5 % des Baumbestands der jeweiligen 
Parzelle ausmachen.

Bew äs s er u n g

Es wird vorgeschlagen, einen Stichtag für die Bewässerung festzusetzen und die ursprüngliche Bestimmung, die die 
Bewässerung „bis zur Reife“ genehmigte, zu streichen, da diese Bestimmung ungenau ist und der Reifezeitpunkt 
entsprechend dem geografischen Sektor innerhalb des abgegrenzten geografischen Gebiets (Küstenbereich oder 
Hinterland) leicht unterschiedlich sein kann, woraus sich Schwierigkeiten bei der Kontrolle ergeben könnten.

Der Stichtag wird auf den 1. November festgesetzt.

E r tr ag

Der maximal zulässige Ertrag wird von 6 t/ha auf 10 t/ha angehoben, denn die Bäume der jungen Pflanzungen 
sind nunmehr ertragsfähig und erbringen Erträge von 8 bis 10 t/ha. Nicht selten zeichnen sich die Olivenhaine 
auch durch jahrhundertealte Bäume mit ausschweifendem Geäst und entsprechend hohem Olivenertrag aus. Auch 
die zunehmende Professionalisierung der Erzeuger und die Erneuerung der Parzellen tragen zur Optimierung der 
Erträge bei.

Zudem wurde die Methode der Berechnung des Ertrags präzisiert, damit kein Auslegungsspielraum besteht. Daher 
wird nun festgelegt, dass der Ertrag gemessen an der Erntemenge (und nicht an der Gesamtproduktion des Baums, 
zu der auch abgefallene und nicht aufgelesene Oliven gehören, die nicht unter die Ursprungsbezeichnung fallen) 
berechnet wird.

Das Alter, ab dem die Bäume ertragsfähig sind, wird präzisiert (mindestens 5 Jahre), um zu gewährleisten, dass die 
verarbeiteten Oliven von ausreichender Qualität sind.

E r n t eb e gi n n

Ursprünglich wurde der genaue Erntebeginn durch Präfektorialerlass auf Vorschlag der zuständigen Dienststellen 
festgelegt.

Im Rahmen der Vereinfachung der Verwaltungsverfahren auf nationaler Ebene wird vorgeschlagen, diesen Zeit­
punkt durch Beschluss des Direktors des französischen Nationalinstituts für Ursprungsbezeichnungen (INAO) auf 
begründeten Vorschlag der Vereinigung festzulegen.

E r n te

Der Ausdruck „mit mechanischen Hilfsmitteln abgeschlagen“ wird durch „mechanische Verfahren“ ersetzt. Die für 
die g.U. „Huile d’olive de Nice“ zugelassenen unterschiedlichen Erntemethoden bleiben von dieser redaktionellen 
Änderung unberührt.
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H yg i en i sc he  Qual i t ä t  de r  zu r  V er ar b ei tu n g  b e st i mm t e n  Ol i ve n

In der ursprünglichen Fassung der Spezifikation wurde präzisiert, dass die an die Mühle gelieferten Oliven „unver­
sehrt“ sein müssen. Diese ursprüngliche Fassung wird geändert, um einerseits die erforderliche hygienische Qualität 
näher zu bestimmen und andererseits vor allem die zur Verarbeitung bestimmten Oliven und nicht die gelieferten 
Oliven zu kontrollieren. Die Bestimmung lautet wie folgt:

„Die zur Verarbeitung bestimmten Oliven sind unversehrt. Allerdings dürfen weniger als 3 % aller Oliven in jedem 
zur Verarbeitung bestimmten Los Wurmstiche, Insektenstiche oder Frostschäden aufweisen. Von Schimmel befal­
lene oder gegorene Oliven dürfen nicht die Ursprungsbezeichnung tragen.“

Ölpr es s ve r fahr en :

Zur Einhaltung der allgemeinen Vorschriften für die Kaltextraktion wird die Höchsttemperatur der Olivenpaste im 
Verlauf des Olivenölpressverfahrens von 30 °C auf 27 °C gesenkt.

Der redaktionellen Klarheit halber haben die Erzeugungsbetriebe den Wunsch geäußert, eine ausführliche Auflis­
tung der einzelnen Verfahren und zulässigen Behandlungsschritte bei der Erzeugung von Olivenöl vorzunehmen. 
Hinzugefügt wurden: Entlauben, Vermahlen, Kneten, Extraktion durch Zentrifugieren oder durch Pressen.

La ge r be di n g un g en

Im Interesse des Qualitätserhalts des Erzeugnisses bei seiner Vermarktung wird folgender Hinweis aufgenommen:

„Das ‚Huile d’olive de Nice‘ wird in Räumlichkeiten, die der Haltbarkeit des Erzeugnisses dienlich sind, in licht-, 
luft- und wärmegeschützten Behältern gelagert, damit die Merkmale des Erzeugnisses erhalten bleiben.“

Kennzeichnung

Die g.U.-spezifischen Angaben auf dem Etikett wurden an die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 
angepasst.

Auf dem Etikett des Erzeugnisses mit der Ursprungsbezeichnung „Huile d’olive de Nice“ müssen zudem das 
g.U.-Logo der EU sowie die Angabe „geschützte Ursprungsbezeichnung“ oder „g.U.“ erscheinen.

Sonstiges: Kontrolle

In der Rubrik „Einzelstaatliche Vorschriften“ werden angesichts der Entwicklung der einzelstaatlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften die wichtigsten zu kontrollierenden Punkte, ihre Referenzwerte und ihre Bewertungsme­
thode in Tabellenform dargestellt.

EINZIGES DOKUMENT

„HUILE D’OLIVE DE NICE“

EU-Nr.: FR-PDO-0105-01278 — 17.11.2014

g.U. ( X ) g.g.A. (   )

1. Name(n)

„Huile d’olive de Nice“

2. Mitgliedstaat oder Drittland

Frankreich

3. Beschreibung des Agrarerzeugnisses oder Lebensmittels

3.1. Art des Erzeugnisses

Klasse 1.5. Fette (Butter, Margarine, Öle usw.)

3.2. Beschreibung des Erzeugnisses, für das der unter Punkt 1 aufgeführte Name gilt

Das „Huile d’olive de Nice“ ist ein Olivenöl der Geschmacksrichtung „reif-fruchtig“. Es weist ein ausgeprägtes Man­
delaroma auf. Eines oder mehrere der zusätzlichen Aromen können besonders hervortreten: rohe Artischocken, 
Ginsterblüten, Heu, Blätter, Gräser, Gebäck, reife Äpfel, Trockenfrüchte, Zitrusnoten.
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Gemäß der organoleptischen Einstufung des Internationalen Olivenrats (IOC/COI) liegen der maximale Schärfegrad 
bei höchstens 2 und die maximale Bitternote bei höchstens 1,5.

Das Öl wird vorwiegend aus der Sorte „Cailletier“ gewonnen.

Der in Ölsäure berechnete Gehalt an freien Fettsäuren liegt bei höchstens 1 g je 100 g Olivenöl. Die Peroxidzahl 
wird auf 16 Milliäquivalente Peroxidsauerstoffs pro kg Olivenöl beim erstmaligen Inverkehrbringen begrenzt.

3.3. Futter (nur für Erzeugnisse tierischen Ursprungs) und Rohstoffe (nur für Verarbeitungserzeugnisse)

Das Olivenöl wird aus Oliven von Olivenhainen gewonnen, die zu mindestens 95 % Bäume der Sorte „Cailletier“ 
und zu höchstens 5 % Bestäubersorten oder „alte ortstypische Sorten“ (Sorten, die vor den Frosteinbrüchen im Jahr 
1956 gepflanzt wurden und von denen ein großer Baumbestand im Erzeugungsgebiet vorhanden ist) aufweisen.

3.4. Besondere Erzeugungsschritte, die in dem abgegrenzten geografischen Gebiet erfolgen müssen

Alle Tätigkeiten von der Erzeugung der Oliven bis hin zu ihrer Verarbeitung zu Olivenöl müssen in dem angegebe­
nen geografischen Gebiet durchgeführt werden.

3.5. Besondere Vorschriften für Vorgänge wie Schneiden, Reiben, Verpacken usw. des Erzeugnisses mit dem eingetragenen Namen

—

3.6. Besondere Vorschriften für die Kennzeichnung des Erzeugnisses mit dem eingetragenen Namen

Neben den in den gesetzlichen Regelungen für die Kennzeichnung und Verpackung von Lebensmitteln vorgesehe­
nen obligatorischen Angaben weist die Etikettierung von Ölen mit der geschützten Ursprungsbezeichnung „Huile 
d’olive de Nice“ die folgenden Angaben auf:

— die Ursprungsbezeichnung „Huile d’olive de Nice“ sowie die Angabe „Appellation d’origine protégée“ oder 
„AOP“ (g.U.).

Diese Angaben befinden sich im selben Sichtfeld.

Sie sind in gut sichtbaren, leicht lesbaren, unauslöschbaren und ausreichend großen Buchstaben aufgebracht, 
die sich gut von dem Hintergrund, auf dem sie gedruckt sind, abheben und sich deutlich von den übrigen 
Angaben (Schrift und Bild) unterscheiden.

— das g.U.-Logo der EU.

4. Kurzbeschreibung der Abgrenzung des geografischen Gebiets

Das geografische Produktionsgebiet von „Huile d’olive de Nice“ liegt innerhalb der folgenden Gemeinden des 
Departements Alpes-Maritimes:

— Aiglun, Antibes, Biot, Bouyon, Cannes, Clans, Conségude, Les Ferres, Malaussène, Mandelieu-la-Napoule, Mas­
soins, Nice, Roquestéron-Grasse, La Tour, Tournefort, Vallauris, Villars-sur-Var,

— den Gemeinden der Kantone: Le Bar-sur-Loup (mit Ausnahme der Gemeinden Caussols und Courmes), Breil-
sur-Roya, Cagnes-sur-Mer-Centre, Cagnes-sur-Mer-Ouest, Le Cannet, Carros, Contes, L’Escarène, Grasse-Nord, 
Grasse-Sud, Lantosque, Levens, Menton-Est, Menton-Ouest (mit Ausnahme der Gemeinde Roquebrune-Cap-
Martin), Mougins, Nice 13e Canton, Roquebillière (mit Ausnahme der Gemeinde Belvédère), Roquesteron, 
Saint-Laurent-du-Var-Cagnes-sur-Mer-Est, Saint-Vallier-de-Thiey (mit Ausnahme der Gemeinden Escragnolles 
und Saint-Vallier-de-Thiey), Sospel (mit Ausnahme der Gemeinde Moulinet), Vence, Villefranche-sur-Mer (mit 
Ausnahme der Gemeinden Cap-d’Ail und Saint-Jean-Cap-Ferrat).

5. Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet

5.1. Besonderheit des geografischen Gebiets

Dieses geografische Gebiet liegt in einer von Olivenhainen und Verarbeitungsbetrieben durchzogenen Gegend, die 
von den ursprünglichen Merkmalen des natürlichen Umfelds (Relief, Bodenbeschaffenheit und Klima) geprägt ist.
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Der typische Olivenhain in der Region Nizza liegt inmitten einer Gegend, in der Berge und Meer aufeinandertreffen 
und sich wechselseitig bedingen. Das größte Einzugsgebiet ist der Var mit seinen Nebenflüssen Vésubie, Tinée und 
Estéron. Der Olivenanbau hat sich in den flussabwärts gelegenen Tälern entwickelt, die weniger tief eingeschnitten 
sind als die Täler flussaufwärts. Diese Haine liegen erhöht auf Hügeln, küstennahen Hochebenen und an Steilhän­
gen, wo oftmals Terrassenfelder angelegt wurden. Die sich für den Olivenanbau besonders gut eignenden kolluvia­
len Böden sind reich an kalkhaltigen bzw. kalkmergelhaltigen Frostverwitterungen und haben eine schlammig-
tonige Beschaffenheit.

Das Klima in dieser Ölanbauregion ist mediterran mit Gebirgseinflüssen, milden Temperaturen (4 °C bis 11 °C im 
Winter), hohen Niederschlagsmengen (800 bis 1 100 mm) und viel Sonnenschein (2 760 h/Jahr). Strengen Frost 
gibt es im Küstenstreifen nie und im Landesinnern unterhalb von 750 m Höhe nur selten. Unter diesen Bedingun­
gen, die durch das Fehlen starker Winde gekennzeichnet sind, konnten sich Bäume der Sorte Cailletier, die durch 
hohen Wuchs und lange, überhängende Äste gekennzeichnet sind, im Laufe der Jahrhunderte in der Anbauregion 
Nizza als dominante Sorte behaupten.

Der Olivenbaum war stets eine wichtige Kulturpflanze für die Menschen im „Comté de Nice“ (Verwaltungsbezeich­
nung der von 1526 bis 1847 zum Herrschaftsgebiet des Hauses Savoyen gehörenden Grafschaft Nizza) und an der 
Côte d’Azur. Die Ernte beginnt gewöhnlich im November und dauert bis April, wobei die Haupterntezeit zwischen 
Januar und März liegt, wenn die „knapp reifen“ Oliven (olives tournantes) geerntet werden (mindestens 50 % wein­
rote Oliven).

5.2. Besonderheit des Erzeugnisses

Das „Huile d’olive de Nice“ wird hauptsächlich aus Oliven der lokalen Sorte „Cailletier“ gewonnen (mindestens 
95 % der Olivenbäume in der Anbauregion). Es handelt sich um ein „reif-fruchtiges“ Olivenöl, das aufgrund seines 
milden Geschmacks geschätzt wird (das Öl ist wenig scharf und wenig bitter).

Das charakteristische Mandelaroma tritt deutlich hervor. Einige zusätzliche Aromen, die je nach Ölsorte mehr oder 
weniger ausgeprägt sind, wie das Aroma von „Ginster“, „Gebäck“ oder eine Zitrusnote sind ebenfalls typisch für das 
„Huile d’olive Nice“.

5.3. Ursächlicher Zusammenhang zwischen dem geografischen Gebiet und der Qualität oder den Merkmalen des Erzeugnisses (im 
Falle einer g.U.) bzw. einer bestimmten Qualität, dem Ansehen oder sonstigen Eigenschaften des Erzeugnisses (im Falle einer 
g.g.A.)

Die spezifischen Merkmale des geografischen Gebiets haben die Ölanbauregion Nizza und die Besonderheiten des 
„Huile d’olive de Nice“ geprägt.

Im Departement Alpes-Maritimes gibt es aufgrund der geografischen Lage (die Ausläufer der Alpen stoßen ans 
Meer) nur wenig landwirtschaftlich nutzbare Flächen. Es gibt kaum Ackerland, und so wurden Terrassenfelder für 
den Anbau von Olivenbäumen angelegt. Die Olivenhaine in der Region Nizza formen das charakteristische Land­
schaftsbild aus Hängen, das durch Trockensteinmauern, die die Erde zurückhalten und einen Schutz vor Bodenero­
sion bieten, noch zusätzlich hervorgehoben wird. Der Olivenanbau ist auf diesem kargen Gelände oft die einzige 
Möglichkeit der Landnutzung.

Das spezifische Mittelmeerklima im geografischen Gebiet mit gemäßigten Winden und wenig Frost, viel Sonnen­
schein und höheren Niederschlagsmengen im Frühjahr und Herbst begünstigt den Olivenanbau sogar bis zu einer 
Höhe von 700 Metern. Das Erzeugungsgebiet für das „Huile d’olive de Nice“ umfasst Küsten- und Mittelgebirgsre­
gionen.

Unter diesen Bedingungen wächst auf 95 % der Anbaufläche des geografischen Gebiets die perfekt angepasste Oli­
vensorte Cailletier. In diesem besonderen geografischen Gebiet werden die Früchte dieser typischen Baumsorte mit 
herunterhängenden Ästen traditionsgemäß in einem einzigen Durchgang von großen Bäumen geerntet. Im Ver­
gleich zu anderen Olivenanbaugebieten wird insbesondere im Mittelgebirge relativ spät geerntet, sodass sich die 
Erntephase nach Beginn der Reife dank des milden Klimas bis zum Ende des Winters ziehen kann.

Durch die Verwendung dieser lokalen Sorte in Verbindung mit einer späten Ernte kommen der milde Geschmack 
und die besonderen Aromen des „Huile d’olive de Nice“, wie „Mandel“, aber auch „Ginsterblüten“, „Gebäck“ oder 
„Zitrusnoten“ zustande, auf denen der Ruf dieses Olivenöls beruht.
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Hinweis auf die Veröffentlichung der Spezifikation

(Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 der vorliegenden Verordnung (2))

https://info.agriculture.gouv.fr/gedei/site/bo-agri/document_administratif-0e3dc185-56cd-4d6b-be3e-d82ae3a731ce/
telechargement

(2) Siehe Fußnote 1.
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